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Beginn der 37. Sitzung 

Mittwoch, 16. November 2022, 09:00 Uhr 

  

 

  Mitteilung 

[16.11.22 09:00:02] 

  

Jo Vergeat, Grossratspräsidentin: Ich begrüsse Sie zur heutigen Sitzung und habe Ihnen keine Mitteilungen zu 
machen. Umso mehr freue ich mich,, dass wir heute Gäste im Saal haben. Am kommenden Sonntag den 20. 
November 2022 ist der Tag der Kinderrechte. In diesem Rahmen möchte ich heute Ida, Alissia, Emileie, Marie, 
Ellen und Samwel das Wort geben. Sie sind aktiv im Kinderbüro Basel, meinem ersten politischen Zuhause. 
Dort habe ich gelernt, dass auch ich als Kind Rechte und eine politische Wirksamkeit habe. Wir können die 
Welt nicht mehr durch Kinderaugen sehen, egal wie jung wir uns fühlen. Darum sollten wir immer wieder 
unsere volle Aufmerksamkeit Kindern schenken. Die Chance haben wir jetzt.  

  

Voten:  Kinder 

  

Jo Vergeat, Grossratspräsidentin: Es braucht viel Mut vor 100 Erwachsenen zu stehen und zu ihnen zu 
sprechen. Vielen Dank dafür. 

  

 

 34. Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Raphael Fuhrer und Konsorten 
betreffend Sicherheit für Velofahrende an Kreuzungen und entlang parkierter Autos 

[16.11.22 09:07:40, JSD, 17.5209.03, SAA] 

  

Der Regierungsrat beantragt, den Anzug 17.5209 abzuschreiben. 

  

Raphael Fuhrer (GAB): beantragt den Anzug stehen zu lassen. 

  

Voten:  Jean-Luc Perret (SP); Beat K. Schaller (SVP); Eric Weber (fraktionslos) 

  

Jo Vergeat, Grossratspräsidentin: spricht Eric Weber den zweiten Ordnungsruf aus. 

  

Voten:  RR Stephanie Eymann, Vorsteherin JSD 

  

Abstimmung 

JA heisst Abschreiben, NEIN heisst Stehenlassen des Anzugs. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

36 Ja, 54 Nein. [Abstimmung # 350, 16.11.22 09:18:46] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

  

den Anzug 17.5209 stehen zu lassen. 
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 35. Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Franziska Roth-Bräm und Konsorten 
betreffend einfach verständliche Abstimmungsinformationen für junge 
Stimmberechtigte - easyvote 

[16.11.22 09:19:32, PD, 14.5435.05, SAA] 

  

Der Regierungsrat beantragt, den Anzug 14.5435 abzuschreiben. 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, den Anzug abzuschreiben. 

Der Anzug 14.5435 ist erledigt. 

  

  

 

 36. Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Christian von Wartburg und Konsorten 
betreffend Sicherstellung von Beratungs- und Unterstützungsangebote für 
geflüchtete Männer und Männer mit Migrationshintergrund 

[16.11.22 09:19:45, PD, 20.5267.02, SAA] 

  

Der Regierungsrat beantragt, den Anzug 20.5267 abzuschreiben. 

  

Fleur Weibel (GAB): beantragt den Anzug stehen zu lassen.  

  

Voten:  Christian von Wartburg (SP); Eric Weber (fraktionslos); Regierungspräsident Beat Jans, Vorsteher PD 

  

Abstimmung 

JA heisst Abschreiben, NEIN heisst Stehenlassen des Anzugs. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

45 Ja, 47 Nein. [Abstimmung # 351, 16.11.22 09:30:38] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

den Anzug 20.5267 stehen zu lassen. 

  

 

 37. Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Thomas Grossenbacher und Konsorten 
betreffend Suffizienz im Kanton Basel-Stadt 

[16.11.22 09:30:57, PD, 15.5283.04, SAA] 

  

Der Regierungsrat beantragt, den Anzug 15.5283 abzuschreiben. 

  

Voten:  Regierungspräsident Beat Jans, Vorsteher PD 
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Raffaela Hanauer (GAB): beantragt den Anzug stehen zu lassen. 

  

Voten:  Lorenz Amiet (SVP); Stefan Wittlin (SP) 

  

Abstimmung 

JA heisst Abschreiben, NEIN heisst Stehenlassen des Anzugs. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

64 Ja, 22 Nein, 1 Enthaltung. [Abstimmung # 352, 16.11.22 09:44:05] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

den Anzug abzuschreiben. 

Der Anzug 15.5283 ist erledigt. 

  

 

 38. Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Sebastian Kölliker und Konsorten 
betreffend Schaffung einer Taskforce Nachtkultur 

[16.11.22 09:44:21, PD, 20.5213.03, SAA] 

  

Der Regierungsrat beantragt, den Anzug 20.5213 abzuschreiben. 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, den Anzug abzuschreiben. 

Der Anzug 20.5213 ist erledigt. 

  

 

 39. Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Lisa Mathys und Konsorten betreffend 
professionelle Online-Kultur-Plattform ermöglichen 

[16.11.22 09:44:44, PD, 20.5217.02, SAA] 

  

Der Regierungsrat beantragt, den Anzug 20.5217 abzuschreiben. 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, den Anzug abzuschreiben. 

Der Anzug 20.5217 ist erledigt. 

  

 

 40. Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Mehmet Sigirci und Konsorten 
betreffend Vollzug des persönlichen Verkehrs des nicht obhutsberechtigten 
Elternteils 

[16.11.22 09:45:08, WSU, 21.5298.02, SAA] 



 
Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt 

Beschluss-Protokoll 37. und 38. Sitzung, Amtsjahr 2022-2023 16. November 2022 - Seite 7 

  
  

Der Regierungsrat beantragt, den Anzug 21.5298 abzuschreiben. 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, den Anzug abzuschreiben. 

Der Anzug 21.5298 ist erledigt. 

  

 

 41. Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Samuel Wyss und Konsorten betreffend 
Unterstützung des Engagements beim Projekt Logistikcluster, Errichten eines 
Umschlagplatzes im Raum Basel 

[16.11.22 09:45:33, WSU, 11.5245.06, SAA] 

  

Der Regierungsrat beantragt, den Anzug 11.5245 abzuschreiben. 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, den Anzug abzuschreiben. 

Der Anzug 11.5245 ist erledigt. 

  

 

 42. Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Toya Krummenacher und Konsorten 
betreffend Problematik Früh-/Teilpensionierung von Kantonsangestellten in tiefen 
Lohnklassen mit körperlich belastenden Berufsprofilen 

[16.11.22 09:46:01, FD, 17.5434.03, SAA] 

  

Der Regierungsrat beantragt, den Anzug 17.5434 abzuschreiben. 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, den Anzug abzuschreiben. 

Der Anzug 17.5434 ist erledigt. 

  

 

 43. Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Beat K. Schaller und Konsorten für einen 
attraktiven öffentlichen Verkehr - auch für Pendler 

[16.11.22 09:46:35, FD, 20.5061.02, SAA] 

  

Der Regierungsrat beantragt, den Anzug 20.5061 abzuschreiben. 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, den Anzug abzuschreiben. 

Der Anzug 20.5061 ist erledigt. 
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 44. Motionen 1 - 5 

[16.11.22 09:46:51] 

  

 

  1. Motion Bau- und Raumplanungskommission und Bildungs- und Kulturkommission für eine 
langfristige und vorausschauende Schulraumplanung 

[16.11.22 09:46:51, ED, 22.5391.01, NME] 

  

Der Regierungsrat ist bereit, die Motion 22.5391 zur Stellungnahme entgegenzunehmen. 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, auf die Motion 22.5391 einzutreten und sie dem Regierungsrat zur Stellungnahme innert drei 
Monaten zu überweisen. 

  

  

 

  2. Motion Brigitte Gysin und Konsorten betreffend Vertretung der Tagesstrukturen in den Schulräten 

[16.11.22 09:47:23, ED, 22.5397.01, NME] 

  

Der Regierungsrat ist bereit, die Motion 22.5397 zur Stellungnahme entgegenzunehmen. 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, auf die Motion 22.5397 einzutreten und sie dem Regierungsrat zur Stellungnahme innert drei 
Monaten zu überweisen. 

  

 

  3. Motion Andreas Zappalà und Konsorten betreffend Einführungsklassen an allen Schulstandorten 

[16.11.22 09:47:41, ED, 22.5398.01, NMN] 

  

Der Regierungsrat ist nicht bereit, die Motion 22.5398 zur Stellungnahme entgegenzunehmen. 

  

Voten:  Mark Eichner (FDP); Jenny Schweizer (SVP); Franziska Roth-Bräm (SP); Heidi Mück (GAB); Thomas 
Widmer-Huber (die Mitte/EVP); Sandra Bothe-Wenk (GLP); Catherine Alioth (LDP); RR Conradin Cramer, 
Vorsteher ED; Eric Weber (fraktionslos); Andreas Zappalà (FDP) 

  

Abstimmung 

JA heisst Überweisung, NEIN heisst Nichtüberweisung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

53 Ja, 41 Nein. [Abstimmung # 353, 16.11.22 10:27:32] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

auf die Motion 22.5398 einzutreten und sie dem Regierungsrat zur Stellungnahme innert drei Monaten zu 
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überweisen. 

  

 

  4. Motion Beat Braun und Konsorten betreffend transparente Leistungsniveaus der Schulstandorte 

[16.11.22 10:27:50, ED, 22.5399.01, NMN] 

  

Der Regierungsrat ist nicht bereit, die Motion 22.5399 zur Stellungnahme entgegenzunehmen. 

  

Voten:  Sandra Bothe-Wenk (GLP); Brigitte Gysin (die Mitte/EVP); Annina von Falkenstein (LDP) 

   

Zwischenfrage 

Voten:  Mark Eichner (FDP); Annina von Falkenstein (LDP) 

   

Voten:  Beatrice Messerli (GAB); Jenny Schweizer (SVP) 

  

Zwischenfrage 

Voten:  David Jenny (FDP); Jenny Schweizer (SVP) 

  

Voten:  RR Conradin Cramer, Vorsteher ED; Eric Weber (fraktionslos); Beat Braun (FDP) 

  

Zwischenfrage 

Voten:  Annina von Falkenstein (LDP); Beat Braun (FDP) 

  

Abstimmung 

JA heisst Überweisung, NEIN heisst Nichtüberweisung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

11 Ja, 81 Nein, 2 Enthaltungen. [Abstimmung # 354, 16.11.22 10:57:57] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

die Motion abzulehnen. 

Die Motion 22.5399 ist erledigt. 

  

 

  5. Motion Erich Bucher und Konsorten betreffend keine Kleinpensen in der Volksschule 

[16.11.22 10:58:16, ED, 22.5400.01, NMN] 

  

Der Regierungsrat ist nicht bereit, die Motion 22.5400 zur Stellungnahme entgegenzunehmen. 

  

Voten:  Annina von Falkenstein (LDP); Joël Thüring (SVP); Sandra Bothe-Wenk (GLP); Beatrice Messerli 
(GAB); Brigitte Gysin (die Mitte/EVP); RR Conradin Cramer, Vorsteher ED; Erich Bucher (FDP) 
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Zwischenfrage 

  

Voten:  Tim Cuénod (SP); Erich Bucher (FDP) 

  

Abstimmung 

JA heisst Überweisung, NEIN heisst Nichtüberweisung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

8 Ja, 83 Nein. [Abstimmung # 355, 16.11.22 11:22:38] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

die Motion abzulehnen. 

Die Motion 22.5400 ist erledigt. 

  

 

 45. Anzüge 1 - 11 

[16.11.22 11:22:53] 

  

 

  1. Anzug Nicole Strahm-Lavanchy und Konsorten betreffend kein Stolpergraben zwischen Dorfkirche 
und Dorfsaal - Erweiterung des Planungsperimeters für die neue Tramhaltestelle Riehen Dorf 

[16.11.22 11:22:55, BVD, 22.5393.01, NAE] 

  

Der Regierungsrat ist bereit, den Anzug 22.5393 entgegenzunehmen. 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, auf den Anzug 22.5393 einzutreten und ihn dem Regierungsrat zu überweisen. 

  

 

  2. Anzug David Jenny und Konsorten betreffend Berufsbildung für Lehrpersonen 

[16.11.22 11:23:42, ED, 22.5401.01, NAE] 

  

Der Regierungsrat ist bereit, den Anzug 22.5401 entgegenzunehmen. 

  

Franziska Roth-Bräm (SP): beantragt Nichtüberweisung.  

  

Voten:  Sandra Bothe-Wenk (GLP); Pascal Messerli (SVP); Beatrice Messerli (GAB); Brigitte Gysin (die 
Mitte/EVP); David Jenny (FDP) 

  

Abstimmung 

JA heisst Überweisung, NEIN heisst Nichtüberweisung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 
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44 Ja, 45 Nein, 3 Enthaltungen. [Abstimmung # 356, 16.11.22 11:46:06] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

den Anzug abzulehnen. 

Der Anzug 22.5401 ist erledigt. 

  

 

  3. Anzug Mark Eichner und Konsorten betreffend Weiterbildungsgutscheine für Lehrabgängerinnen 

[16.11.22 11:46:25, ED, 22.5402.01, NAE] 

  

Der Regierungsrat ist bereit, den Anzug 22.5402 entgegenzunehmen. 

  

David Wüest-Rudin (GLP): beantragt Nichtüberweisung. 

  

Voten:  David Trachsel (SVP); Oliver Bolliger (GAB); Brigitte Gysin (die Mitte/EVP); Mark Eichner (FDP) 

  

Abstimmung 

JA heisst Überweisung, NEIN heisst Nichtüberweisung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

72 Ja, 17 Nein. [Abstimmung # 357, 16.11.22 11:56:09] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, auf den Anzug 22.5402 einzutreten und ihn dem Regierungsrat zu überweisen. 

  

  

Schluss der 37. Sitzung 

12:00 Uhr 

   

   

Beginn der 38. Sitzung 

Mittwoch, 16. November 2022, 15:00 Uhr 

  

 

  Mitteilungen 

[16.11.22 15:00:17] 

   

Jo Vergeat, Grossratspräsidentin: Ich begrüsse Sie zur heutigen Nachmittagssitzung und habe folgende 
Mitteilung zu machen: 

  

Rücktritt 

Nicole Kuster hat den Rücktritt als Richterin am Strafgericht auf den 13. Dezember 2022 erklärt. 
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Die gesetzliche Frist von sechs Monaten gemäss § 64 GOG wurde nicht eingehalten. Der Grosse Rat hat die 
vorzeitige Beendigung des Amtes zu bewilligen. 

Erhebt sich dagegen Widerspruch? 

Das ist nicht der Fall. Sie haben den Rücktritt auf den gewünschten Termin bewilligt. 

Ich danke dem Zurücktretenden für die dem Staat in dieser Funktion geleisteten Dienste. Das Geschäft geht 
an die Wahlvorbereitungskommission. 

  

  

 

  4. Anzug Luca Urgese und Konsorten betreffend Kenntnis der Unterrichtssprache als Grundlage 

[16.11.22 15:02:45, ED, 22.5403.01, NAE] 

  

Der Regierungsrat ist bereit, den Anzug 22.5403 entgegenzunehmen. 

  

Heidi Mück (GAB): Zeitstempel 

beantragt Nichtüberweisung. 

  

Voten:  Sandra Bothe-Wenk (GLP); André Auderset (LDP); Franziska Roth-Bräm (SP); Pascal Messerli (SVP); 
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP); Luca Urgese (FDP) 

  

Abstimmung 

JA heisst Überweisung, NEIN heisst Nichtüberweisung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

43 Ja, 47 Nein, 2 Enthaltungen. [Abstimmung # 358, 16.11.22 15:17:34] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

den Anzug abzulehnen. 

Der Anzug 22.5403 ist erledigt. 

  

 

  5. Anzug Salome Bessenich und Johannes Sieber betreffend Sicherstellung von Grünflächen im 
Kleinbasel während der Baustelle Rheintunnel auf der Dreirosenanlage 

[16.11.22 15:20:22, BVD, 22.5414.01, NAE] 

  

Der Regierungsrat ist bereit, den Anzug 22.5414 entgegenzunehmen. 

  

Tonja Zürcher (GAB): beantragt Nichtüberweisung.  

  

Zwischenfrage 

Voten:  Johannes Sieber (GLP); Tonja Zürcher (GAB) 

   

Voten:  Beda Baumgartner (SP); Lorenz Amiet (SVP); Salome Bessenich (SP) 

  



 
Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt 

Beschluss-Protokoll 37. und 38. Sitzung, Amtsjahr 2022-2023 16. November 2022 - Seite 13 

  
  

Abstimmung 

JA heisst Überweisung, NEIN heisst Nichtüberweisung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

73 Ja, 0 Nein, 17 Enthaltungen. [Abstimmung # 359, 16.11.22 15:33:43] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

auf den Anzug 22.5414 einzutreten und ihn dem Regierungsrat zu überweisen. 

  

 

  6. Anzug René Brigger und Tim Cuénod in Sachen jahrelang leerstehende Häuser und 
Wohnraumvernichtung 

[16.11.22 15:34:00, PD, 22.5415.01, NAE] 

  

Der Regierungsrat ist bereit, den Anzug 22.5415 entgegenzunehmen. 

  

Stefan Suter (SVP): beantragt Nichtüberweisung. 

  

Voten:  Patrizia Bernasconi (Grünes Bündnis); Michael Hug (LDP); Franz Xaver Leonhardt (die Mitte/EVP); 
Andreas Zappalà (FDP); David Jenny (FDP); René Brigger (SP); Tim Cuénod (SP) 

  

Abstimmung 

JA heisst Überweisung, NEIN heisst Nichtüberweisung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

43 Ja, 47 Nein, 2 Enthaltungen. [Abstimmung # 360, 16.11.22 15:59:25] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

den Anzug abzulehnen. 

Der Anzug 22.5415 ist erledigt. 

  

 

  7. Anzug Brigitte Kühne und Konsorten betreffend Anreizsystem für Vertikalbegrünung sowie 
Nistmöglichkeiten für Tiere am Gebäude 

[16.11.22 16:01:00, BVD, 22.5419.01, NAE] 

  

Der Regierungsrat ist bereit, den Anzug 22.5419 entgegenzunehmen. 

  

Joël Thüring (SVP): beantragt Nichtüberweisung. 

  

Voten:  Harald Friedl (GAB); Andreas Zappalà (FDP); Brigitte Kühne (GLP) 
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Abstimmung 

JA heisst Überweisung, NEIN heisst Nichtüberweisung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

63 Ja, 22 Nein, 4 Enthaltungen. [Abstimmung # 361, 16.11.22 16:13:34] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

auf den Anzug 22.5419 einzutreten und ihn dem Regierungsrat zu überweisen. 

  

 

  8. Anzug Brigitte Kühne und Raffaela Hanauer betreffend Superblocks in Basel 

[16.11.22 16:13:49, PD, 22.5420.01, NAE] 

  

Der Regierungsrat ist bereit, den Anzug 22.5420 entgegenzunehmen. 

  

Luca Urgese (FDP): beantragt Nichtüberweisung. 

  

Zwischenfrage 

Voten:  Lisa Mathys (SP); Luca Urgese (FDP) 

  

Voten:  Michael Hug (LDP); Raffaela Hanauer (GAB); Ivo Balmer (SP); Brigitte Kühne (GLP) 

  

Abstimmung 

JA heisst Überweisung, NEIN heisst Nichtüberweisung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

52 Ja, 35 Nein, 1 Enthaltung. [Abstimmung # 362, 16.11.22 16:32:04] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

auf den Anzug 22.5420 einzutreten und ihn dem Regierungsrat zu überweisen. 

  

 

  9. Anzug Jessica Brandenburger und Konsorten betreffend Unterstützungsbeiträge für Senior:innen in 
bescheidenen finanziellen Verhältnissen 

[16.11.22 16:32:26, GD, 22.5421.01, NAE] 

  

Der Regierungsrat ist bereit, den Anzug 22.5421 entgegenzunehmen. 

  

David Trachsel (SVP): beantragt Nichtüberweisung. 

  

Voten:  Eric Weber (fraktionslos); Christoph Hochuli (die Mitte/EVP); Pascal Pfister (SP) 
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Abstimmung 

JA heisst Überweisung, NEIN heisst Nichtüberweisung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

75 Ja, 10 Nein. [Abstimmung # 363, 16.11.22 16:43:49] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

auf den Anzug 22.5421 einzutreten und ihn dem Regierungsrat zu überweisen. 

  

 

  10. Anzug Claudio Miozzari und Konsorten betreffend Schulraum für das Quartier am Ring 

[16.11.22 16:44:07, ED, 22.5422.01, NAE] 

  

Der Regierungsrat ist bereit, den Anzug 22.5422 entgegenzunehmen. 

  

Raoul Furlano (LDP): beantragt Nichtüberweisung 

  

Voten:  Joël Thüring (SVP); Claudio Miozzari (SP) 

  

Abstimmung 

JA heisst Überweisung, NEIN heisst Nichtüberweisung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

71 Ja, 10 Nein, 8 Enthaltungen. [Abstimmung # 364, 16.11.22 16:51:16] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

auf den Anzug 22.5422 einzutreten und ihn dem Regierungsrat zu überweisen. 

  

  

 

  11. Anzug Eric Weber betreffend Wohnen ist ein Menschenrecht 

[16.11.22 16:51:31, 22.5426.01, NAN] 

  

Der Regierungsrat ist nicht bereit, den Anzug 22.5426 entgegenzunehmen. 

  

Voten:  Eric Weber (fraktionslos) 

  

Abstimmung 

JA heisst Überweisung, NEIN heisst Nichtüberweisung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

1 Ja, 70 Nein. [Abstimmung # 365, 16.11.22 16:54:08] 



 
Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt 

Beschluss-Protokoll 37. und 38. Sitzung, Amtsjahr 2022-2023 16. November 2022 - Seite 16 

  
  

Der Grosse Rat beschliesst 

den Anzug abzulehnen. 

Der Anzug 22.5426 ist erledigt. 

  

 

 46. Schriftliche Beantwortung der Interpellation Nr. 62 Lukas Faesch betreffend 
unzumutbarer Zunahme von Rehschäden auf dem Friedhof Hörnli 

[16.11.22 16:57:05, BVD, 22.5269.02, BIN] 

  

Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 

  

Voten:  Lukas Faesch (LDP) 

  

Der Interpellant erklärt sich von der Antwort nicht befriedigt. 

Die Interpellation 22.5269 ist erledigt. 

  

 

 47. Schriftliche Beantwortung der Interpellation Nr. 66 Michael Hug betreffend Dauer der 
Bauarbeiten und der Verkehrsbeschränkungen in der St. Alban-Vorstadt, der 
Malzgasse und am Mühlenberg 

[16.11.22 16:57:41, BVD, 22.5275.02, BIN] 

  

Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 

  

Voten:  Michael Hug (LDP) 

  

Der Interpellant erklärt sich von der Antwort teilweise befriedigt. 

Die Interpellation 22.5275 ist erledigt. 

  

 

 48. Schriftliche Beantwortung der Interpellation Nr. 70 Lorenz Amiet betreffend 
Schutzwürdigkeit der Gebäude des Tiefbauamtes an der Rotterdamstrasse 

[16.11.22 16:59:05, BVD, 22.5281.02, BIN] 

  

Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 

  

Der Interpellant hat schriftlich mitgeteilt, dass er von der Antwort befriedigt ist. 

Die Interpellation 22.5281 ist erledigt. 

  

Schriftliche Mitteilung zur Interpellationsbeantwortung: 

Frau Regierungsrätin Keller und den zuständigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Verwaltung danke ich 
für ihre aufschlussreiche und detaillierte Beantwortung. Insbesondere die ausserordentliche Prüfung der 
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Schutzwürdigkeit der Bauten entlang der Rotterdamstrasse weiss ich sehr zu schätzen. 

  

 

 49. Schriftliche Beantwortung der Interpellation Nr. 72 Tonja Zürcher betreffend 
Bauvorhaben Rheintunnel und der versprochenen Rückbaumassnahmen 

[16.11.22 16:59:26, BVD, 22.5283.02, BIN] 

  

Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 

  

Voten:  Tonja Zürcher (GAB) 

  

Die Interpellantin erklärt sich von der Antwort nicht befriedigt. 

Die Interpellation 22.5283 ist erledigt. 

  

 

 50. Schriftliche Beantwortung der Interpellation Nr. 73 Tim Cuénod betreffend 
Verbesserungen bei der Veloquerung des Bahnhofs SBB 

[16.11.22 17:03:41, BVD, 22.5284.02, BIN] 

  

Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 

  

Voten:  Tim Cuénod (SP) 

  

Der Interpellant erklärt sich von der Antwort teilweise befriedigt. 

Die Interpellation 22.5284 ist erledigt. 

  

 

 51. Schriftliche Beantwortung der Interpellation Nr. 77 Salome Bessenich betreffend 
Baustellen rund um den Marktplatz 

[16.11.22 17:04:29, BVD, 22.5323.02, BIN] 

  

Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 

  

Voten:  Salome Bessenich (SP) 

  

Die Interpellantin erklärt sich von der Antwort nicht befriedigt. 

Die Interpellation 22.5323 ist erledigt. 
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 52. Schriftliche Beantwortung der Interpellation Nr. 78 René Brigger in Sachen 
Vollzugsnotstand bei der Vereinfachung von Solaranlagen 

[16.11.22 17:06:38, BVD, 22.5333.02, BIN] 

  

Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 

  

Voten:  René Brigger (SP) 

  

Der Interpellant erklärt sich von der Antwort teilweise befriedigt. 

Die Interpellation 22.5333 ist erledigt. 

  

 

 53. Schriftliche Beantwortung der Interpellation Nr. 84 Jean-Luc Perret betreffend 
Massnahmen für mehr Sicherheit für Velofahrende am Luzernerring 

[16.11.22 17:11:42, BVD, 22.5351.02, BIN] 

  

Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 

  

Voten:  Jean-Luc Perret (SP) 

  

Der Interpellant erklärt sich von der Antwort nicht befriedigt. 

Die Interpellation 22.5351 ist erledigt. 

  

 

 54. Schriftliche Beantwortung der Interpellation Nr. 88 Luca Urgese betreffend 
kurzfristige Senkung des Energieverbrauches in Liegenschaften des Kantons durch 
intelligente Heizsysteme 

[16.11.22 17:14:06, BVD, 22.5374.02, BIN] 

  

Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 

  

Voten:  Luca Urgese (FDP) 

  

Der Interpellant erklärt sich von der Antwort teilweise befriedigt. 

Die Interpellation 22.5374 ist erledigt. 

  

 

 55. Schriftliche Beantwortung der Interpellation Nr. 97 Raffaela Hanauer betreffend 
Umgestaltung Wielandplatz 

[16.11.22 17:15:41, BVD, 22.5387.02, BIN] 

  

Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 
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Voten:  Raffaela Hanauer (GAB) 

  

Die Interpellantin erklärt sich von der Antwort nicht befriedigt. 

Die Interpellation 22.5387 ist erledigt. 

  

 

 56. Schriftliche Beantwortung der Interpellation Nr. 99 Beat Braun betreffend Sharing-
Flops im BVD 

[16.11.22 17:18:26, BVD, 22.5389.02, BIN] 

  

Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 

  

Der Interpellant hat schriftlich mitgeteilt, dass er von der Antwort befriedigt ist. 

Die Interpellation 22.5389 ist erledigt. 

  

 

 57. Schriftliche Beantwortung der Interpellation Nr. 61 Johannes Sieber betreffend 
vorgesehene Umnutzung des Musical Theaters 

[16.11.22 17:18:43, FD, 22.5268.02, BIN] 

  

Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 

  

Voten:  Johannes Sieber (GLP) 

  

Der Interpellant erklärt sich von der Antwort nicht befriedigt. 

Die Interpellation 22.5268 ist erledigt. 

  

 

 58. Schriftliche Beantwortung der Interpellation Nr. 64 Christoph Hochuli betreffend 
Schwimmhalle im Klybeckareal statt im Musical-Theater 

[16.11.22 17:19:48, FD, 22.5273.02, BIN] 

  

Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 

  

Voten:  Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) 

  

Der Interpellant erklärt sich von der Antwort nicht befriedigt. 

Die Interpellation 22.5273 ist erledigt. 
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 59. Schriftliche Beantwortung der Interpellation Nr. 67 Melanie Nussbaumer betreffend 
Übernahme der Bethesda Spital AG durch das Universitätsspital Basel 

[16.11.22 17:22:55, GD, 22.5276.02, BIN] 

  

Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 

  

Die Interpellantin ist nicht anwesend. 

Die Interpellation 22.5276 ist erledigt. 

  

 

 60. Schriftliche Beantwortung der Interpellation Nr. 68 Lydia Isler-Christ betreffend E-
Health und Elektronisches Patientendossier und anonymisierte Patientendaten 
senken Kosten im Gesundheitswesen 

[16.11.22 17:23:04, GD, 22.5277.02, BIN] 

  

Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 

  

Die Interpellantin hat schriftlich mitgeteilt, dass sie von der Antwort teilweise befriedigt ist. 

Die Interpellation 22.5277 ist erledigt. 

  

 

 61. Schriftliche Beantwortung der Interpellation Nr. 74 Raoul I. Furlano betreffend 
Umsetzung der Pflegeinitiative 

[16.11.22 17:23:27, GD, 22.5307.02, BIN] 

  

Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 

  

Voten:  Raoul Furlano (LDP) 

  

Der Interpellant erklärt sich von der Antwort nicht befriedigt. 

Die Interpellation 22.5307 ist erledigt. 

  

 

 62. Schriftliche Beantwortung der Interpellation Nr. 69 Claudio Miozzari betreffend 
Schulraumkrise, drohende überschreitung Klassengrössen und Bildung und 
Betreuung für Geflüchtete 

[16.11.22 17:27:59, ED, 22.5280.02, BIN] 

  

Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 

  

Voten:  Claudio Miozzari (SP) 
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Der Interpellant erklärt sich von der Antwort teilweise befriedigt. 

Die Interpellation 22.5280 ist erledigt. 

  

 

 63. Schriftliche Beantwortung der Interpellation Nr. 71 Barbara Heer betreffend Basler 
Eltern im Hamsterrad bei der Organisation der Ferienbetreuung 

[16.11.22 17:30:04, ED, 22.5282.02, BIN] 

  

Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 

  

Voten:  Barbara Heer (SP) 

  

Die Interpellantin erklärt sich von der Antwort teilweise nicht ???? befriedigt. 

Die Interpellation 22.5282 ist erledigt. 

  

 

 64. Schriftliche Beantwortung der Interpellation Nr. 96 Sasha Mazzotti betreffend 
Personalmangel an den Basler Schulen 

[16.11.22 17:35:23, ED, 22.5386.02, BIN] 

  

Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 

  

Voten:  Sasha Mazzotti (SP) 

  

Die Interpellantin erklärt sich von der Antwort teilweise befriedigt. 

Die Interpellation 22.5386 ist erledigt. 

  

Schriftliche Mitteilung zur Interpellationsbeantwortung:  

Beantwortung der Interpellation Personalmangel an den Basler Schulen 

Ich bedanke mich für die recht ausführliche Beantwortung meiner Interpellation zum Personalmangel an Basler 
Schulen. Die Antworten sind aufschlussreich und helfen gewisse Dinge einzuordnen. 

So fehlen Fachpersonen für Logopädie und Heilpädagogik auf der Primarstufe, auf der Sek 1 Stufe fehlt es an 
Französisch und Mathematik LPs und bei den Mittelschulen Französisch, Physik und Informatik. Bei uns sei 
die Situation etwas entspannter als anderswo. Ob die Arbeitsbedingungen tatsächlich damit zu tun haben, 
werde ich jetzt nicht bewerten. Immerhin anerkennt das ED die Vorteile des trinationalen Arbeitsmarkts. Auf 
der Sek I Stufe wohnen fast 12% im Ausland. Ist Basel ein attraktiver Arbeitgeber für Lehrpersonen aus dem 
Ausland oder ist es einfach besser als in Deutschland oder Frankreich. Wie auch immer mein Dank geht an die 
LPs aus dem Ausland.  

Es wurde geschrieben, dass die Entwicklung genau beobachtet wird, und gegebenenfalls werden Schritte 
eingeleitet. Eine Prognose will das ED nicht stellen und auch nicht herausrücken auf welche Zahlen, Daten und 
Erfahrungen sie zur Verbesserung der Situation in Zukunft zurückgreifen werden. Das ist alles etwas unkonkret 
und schwammig. Ich muss also einfach vertrauen, dass das ED die Ernsthaftigkeit der Lage erkannt hat? 
Verunsichern tut mich dann aber dann doch Antwort 3 Ich habe versucht in der Interpellation Fragen zu stellen, 
von denen ich annahm: Ich weiss zwar die Antwort nicht, aber das ED wird es wissen, denn um ihre Arbeit 
seriös zu machen, werden sie ja einen Überblick haben. Um etwas zu verbessern, müssen die Grundlagen 
vorhanden sein. Ich habe gefragt wie viele Lektionen denn jeweils auf den Schulstufen von Lehrpersonen 
unterrichtet werden, die nicht über ein Diplom auf der Stufe oder dem Fach verfügen. Die Antwort: Diese 
Auswertung kann in der kurzen Frist nicht erstellt werden. Dass das nicht so schnell geht, kann ich 
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grundsätzlich verstehen In diesem Fall handelt es sich aber um eine von mehreren Grundlagen, um das 
Problem an der Wurzel zu packen und die müssten meines Erachtens ohne mein Nachfragen vorhanden sein. 
Herr Cramer hat es heute morgen gesagt, wir haben gute Schulen. Er hat in seinem Votum gegen die Motion 
zu den transparenten Leistungsniveaus die Lehrpersonen unterstützt und ihre Kompetenz anerkannt. Das hat 
mich sehr gefreut. Ich hoffe es war mehr als ein Lippenbekenntnis. Ich habe trotz meinem «teilweise 
befriedigt» Verständnis dafür, dass nicht alles auf die Schnelle beantwortet werden konnte, aber gerade bei 
Sätzen wie: die Entwicklung werden genau beobachtet, und gegebenenfalls werden Schritte eingeleitet, 
veranlassen mich hier öffentlich eine Bitte ans ED zu richten. Bitte geht proaktiv auf die BKK zu und haltet uns 
mit Prognosen, geplanten Massnahmen und Konzepten auf dem Laufenden, damit wir sehen was sie alles tun 
und wir dies auch unterstützen können. Danke!  

  

 

 65. Schriftliche Beantwortung der Interpellation Nr. 63 Andrea Strahm betreffend die 
Inflation verstärkt das Armutsrisiko 

[16.11.22 17:36:48, WSU, 22.5270.02, BIN] 

  

Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 

  

Die Interpellantin hat schriftlich mitgeteilt, dass sie von der Beantwortung befriedigt ist. 

Die Interpellation 22.5270 ist erledigt. 

  

 

 66. Schriftliche Beantwortung der Interpellation Nr. 79 Lydia Isler-Christ betreffend 
einfach durchzuführende Massnahmen zur Reduktion des Gasverbrauchs 

[16.11.22 17:37:08, WSU, 22.5339.02, BIN] 

  

Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 

  

Die Interpellantin hat schriftlich mitgeteilt, dass sie von der Beantwortung befriedigt ist. 

Die Interpellation 22.5339 ist erledigt. 

  

 

 67. Schriftliche Beantwortung der Interpellation Nr. 90 Beat K. Schaller betreffend wieso 
missachtet der Regierungsrat seine eigenen Grundsätze zur Öffentlichkeitsarbeit? 

[16.11.22 17:37:36, WSU, 22.5380.02, BIN] 

  

Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 

  

Voten:  Beat K. Schaller (SVP) 

  

Der Interpellant erklärt sich von der Antwort nicht befriedigt. 

Die Interpellation 22.5380 ist erledigt. 
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 68. Schriftliche Beantwortung der Interpellation Nr. 98 Melanie Eberhard betreffend 
Entwicklung integrativer Arbeitsplätze in Basel 

[16.11.22 17:41:17, WSU, 22.5388.02, BIN] 

  

Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 

  

Voten:  Melanie Eberhard (SP) 

  

Die Interpellantin erklärt sich von der Antwort befriedigt. 

Die Interpellation 22.5388 ist erledigt. 

  

 

 69. Schriftliche Beantwortung der Interpellation Nr. 83 Gianna Hablützel-Bürki betreffend 
Klimaklage gegen Holcim 

[16.11.22 17:44:03, PD, 22.5350.02, BIN] 

  

Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 

  

Voten:  Gianna Hablützel-Bürki (SVP) 

  

Die Interpellantin erklärt sich von der Antwort nicht befriedigt. 

Die Interpellation 22.5350 ist erledigt. 

  

 

 70. Schriftliche Beantwortung der Interpellation Nr. 86 Lukas Faesch betreffend 
Verwaltung macht Politik 

[16.11.22 17:47:22, PD, 22.5372.02, BIN] 

  

Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 

  

Voten:  Lukas Faesch (LDP) 

  

Der Interpellant erklärt sich von der Antwort nicht befriedigt. 

Die Interpellation 22.5372 ist erledigt. 

  

 

 71. Schriftliche Beantwortung der Interpellation Nr. 92 Andreas Zappalà betreffend 
Wohnschutzkommission 

[16.11.22 17:50:18, PD, 22.5382.02, BIN] 

  

Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 
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Voten:  Andreas Zappalà (FDP) 

  

Der Interpellant erklärt sich von der Antwort befriedigt. 

Die Interpellation 22.5382 ist erledigt. 

  

 

 72. Schriftliche Beantwortung der Interpellation Nr. 65 Eric Weber betreffend Plakate 
vom Zofinger Conzärtli verschandeln die Stadt 

[16.11.22 17:52:20, JSD, 22.5274.02, BIN] 

  

Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 

  

Der Interpellant ist abwesend. 

Die Interpellation 22.5274 ist erledigt. 

  

 

 73. Schriftliche Beantwortung der Interpellation Nr. 101 Lukas Faesch betreffend BVB 
bessern Geleise beim Barfi nach 

[16.11.22 17:52:32, BVD, 22.5424.02, BIN] 

  

Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 

  

Der Interpellant erklärt sich von der Antwort befriedigt. 

Die Interpellation 22.5424 ist erledigt. 

  

 

 74. Schriftliche Beantwortung der Interpellation Nr. 103 Pascal Messerli betreffend Nein 
zum Freizeitgartengesetz, wie weiter? 

[16.11.22 17:52:58, BVD, 22.5440.02, BIN] 

  

Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 

  

Voten:  Pascal Messerli (SVP) 

  

Der Interpellant erklärt sich von der Antwort teilweise befriedigt. 

Die Interpellation 22.5440 ist erledigt. 
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 75. Schriftliche Beantwortung der Interpellation Nr. 104 Daniela Stumpf betreffend 
Aufhebung der Fahrspur auf der Münchensteinerbrücke 

[16.11.22 17:54:52, BVD, 22.5441.02, BIN] 

  

Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 

  

Die Interpellantin hat schriftlich mitgeteilt, dass sie von der Antwort nicht befriedigt ist. 

Die Interpellation 22.5441 ist erledigt. 

  

 

 76. Schriftliche Beantwortung der Interpellation Nr. 110 Joël Thüring betreffend 
Zunahme schlafender Roma-Bettler im öffentlichen Raum schläft auch die 
Verwaltung? 

[16.11.22 17:55:23, BVD, 22.5453.02, BIN] 

  

Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 

  

Voten:  Joël Thüring (SVP) 

  

Der Interpellant erklärt sich von der Antwort teilweise befriedigt. 

Die Interpellation 22.5453 ist erledigt. 

  

 

 77. Schriftliche Beantwortung der Interpellation Nr. 111 Andreas Zappalà betreffend 
Situation beim Bau- und Gastgewerbeinspektorat 

[16.11.22 17:58:57, BVD, 22.5454.02, BIN] 

  

Der Regierungsrat hat die Interpellation schriftlich beantwortet. 

  

Voten:  Andreas Zappalà (FDP) 

  

Der Interpellant erklärt sich von der Antwort teilweise befriedigt. 

Die Interpellation 22.5454 ist erledigt. 

  

  

  

  

Schluss der 38. Sitzung 

18:00 Uhr 
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 Basel, 16. November 2022 

  

  

  

  
  

 

 Jo Vergeat 
Grossratspräsidentin 

Beat Flury 
I. Ratssekretär 
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Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Raphael Fuhrer und Konsorten betreffend
Sicherheit für Velofahrende an Kreuzungen und entlang parkierter Autos

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) N
Barbara Heer (SP) N
Thomas Gander (SP) N
Tim Cuénod (SP) N
René Brigger (SP) N
Melanie Nussbaumer (SP) A
Melanie Eberhard (SP) N
Semseddin Yilmaz (SP) N
Raoul I. Furlano (LDP) J
Lydia Isler-Christ (LDP) J
Catherine Alioth (LDP) J
Michael Hug (LDP) J
Annina von Falkenstein (LDP) J
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) N
Oliver Thommen (GAB) A
Patrizia Bernasconi (GAB) N
Pascal Messerli (SVP) J
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) J
David Trachsel (SVP) A
Claudia Baumgartner (GLP) N
Tobias Christ (GLP) N
David Jenny (FDP) J
Erich Bucher (FDP) J
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) J
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

J

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) N
Nicole Amacher (SP) N
Alexandra Dill (SP) N
Toya Krummenacher (SP) N
Amina Trevisan (SP) N
Daniel Sägesser (SP) N
Christian von Wartburg (SP) N
Pascal Pfister (SP) N

Claudio Miozzari (SP) N
Jean-Luc Perret (SP) N
Seyit Erdogan (SP) N
Stefan Wittlin (SP) N
Raffaela Hanauer (GAB) N
Raphael Fuhrer (GAB) N
Anina Ineichen (GAB) N
Beatrice Messerli (GAB) N
Oliver Bolliger (GAB) N
Laurin Hoppler (GAB) N
Lea Wirz (GAB) N
Jeremy Stephenson (LDP) J
Thomas Müry (LDP) J
Philip Karger (LDP) J
Lukas Faesch (LDP) J
Joël Thüring (SVP) J
Beat K.  Schaller (SVP) J
Daniela Stumpf (SVP) J
Roger Stalder (SVP) A
David Wüest-Rudin (GLP) N
Brigitte Kühne (GLP) N
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) N
Luca Urgese (FDP) J
Karin Sartorius (FDP) N
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

J

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) A
Georg Mattmüller (SP) N
Edibe Gölgeli (SP) N
Ivo Balmer (SP) N
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) N
Salome Bessenich (SP) N

Beda Baumgartner (SP) N
Michela Seggiani (SP) N
Tonja Zürcher (GAB) N
Anouk Feurer (GAB) N
Heidi Mück (GAB) N
Nicola Goepfert (GAB) N
Fleur Weibel (GAB) N
Harald Friedl (GAB) A
Corinne Eymann-Baier (LDP) J
André Auderset (LDP) J
Alex Ebi (LDP) J
Stefan Suter (SVP) J
Lorenz Amiet (SVP) J
Bülent Pekerman (GLP) N
Johannes Sieber (GLP) N
Beat Braun (FDP) A
Mark Eichner (FDP) J
Balz Herter (die Mitte/EVP) J
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

J

Eric  Weber (fraktionslos) N
Sasha Mazzotti (SP) N
Franziska Roth (SP) N
Daniel Hettich (LDP) J
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) J
Felix  Wehrli (SVP) A
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) J
Andreas Zappalà (FDP) J
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

N

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) J
Sandra Bothe (GLP) N
Béla Bartha (GAB) N
Olivier Battaglia (LDP) J

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 36 - - 15 8 8 - 5 -
N Nein 54 27 15 - - 2 8 1 1
E Enthaltung 0 - - - - - - - -
A Abwesend 9 3 2 - 3 - - 1 -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1
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Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Christian von Wartburg und Konsorten betreffend
Sicherstellung von Beratungs- und Unterstützungsangebote für geflüchtete Männer und
Männer mit Migrationshintergrund

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) N
Barbara Heer (SP) N
Thomas Gander (SP) N
Tim Cuénod (SP) N
René Brigger (SP) N
Melanie Nussbaumer (SP) A
Melanie Eberhard (SP) N
Semseddin Yilmaz (SP) N
Raoul I. Furlano (LDP) J
Lydia Isler-Christ (LDP) J
Catherine Alioth (LDP) J
Michael Hug (LDP) J
Annina von Falkenstein (LDP) J
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) N
Oliver Thommen (GAB) A
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) J
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) J
David Trachsel (SVP) J
Claudia Baumgartner (GLP) N
Tobias Christ (GLP) N
David Jenny (FDP) J
Erich Bucher (FDP) J
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) J
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

J

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) N
Alexandra Dill (SP) N
Toya Krummenacher (SP) N
Amina Trevisan (SP) N
Daniel Sägesser (SP) N
Christian von Wartburg (SP) N
Pascal Pfister (SP) N

Claudio Miozzari (SP) N
Jean-Luc Perret (SP) N
Seyit Erdogan (SP) N
Stefan Wittlin (SP) N
Raffaela Hanauer (GAB) N
Raphael Fuhrer (GAB) N
Anina Ineichen (GAB) N
Beatrice Messerli (GAB) N
Oliver Bolliger (GAB) N
Laurin Hoppler (GAB) N
Lea Wirz (GAB) N
Jeremy Stephenson (LDP) J
Thomas Müry (LDP) J
Philip Karger (LDP) J
Lukas Faesch (LDP) J
Joël Thüring (SVP) J
Beat K.  Schaller (SVP) J
Daniela Stumpf (SVP) J
Roger Stalder (SVP) A
David Wüest-Rudin (GLP) J
Brigitte Kühne (GLP) J
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) J
Luca Urgese (FDP) J
Karin Sartorius (FDP) J
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

J

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) N
Georg Mattmüller (SP) N
Edibe Gölgeli (SP) N
Ivo Balmer (SP) N
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) N
Salome Bessenich (SP) N

Beda Baumgartner (SP) N
Michela Seggiani (SP) N
Tonja Zürcher (GAB) N
Anouk Feurer (GAB) N
Heidi Mück (GAB) N
Nicola Goepfert (GAB) N
Fleur Weibel (GAB) N
Harald Friedl (GAB) A
Corinne Eymann-Baier (LDP) J
André Auderset (LDP) J
Alex Ebi (LDP) J
Stefan Suter (SVP) J
Lorenz Amiet (SVP) J
Bülent Pekerman (GLP) N
Johannes Sieber (GLP) N
Beat Braun (FDP) J
Mark Eichner (FDP) J
Balz Herter (die Mitte/EVP) A
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

J

Eric  Weber (fraktionslos) J
Sasha Mazzotti (SP) N
Franziska Roth (SP) N
Daniel Hettich (LDP) J
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) J
Felix  Wehrli (SVP) A
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) J
Andreas Zappalà (FDP) J
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) J
Sandra Bothe (GLP) N
Béla Bartha (GAB) N
Olivier Battaglia (LDP) J

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 45 - 1 15 9 9 3 7 1
N Nein 47 28 14 - - - 5 - -
E Enthaltung 0 - - - - - - - -
A Abwesend 7 2 2 - 2 1 - - -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1
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Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Thomas Grossenbacher und Konsorten betreffend
Suffizienz im Kanton Basel-Stadt

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) J
Barbara Heer (SP) J
Thomas Gander (SP) J
Tim Cuénod (SP) J
René Brigger (SP) J
Melanie Nussbaumer (SP) A
Melanie Eberhard (SP) N
Semseddin Yilmaz (SP) J
Raoul I. Furlano (LDP) J
Lydia Isler-Christ (LDP) J
Catherine Alioth (LDP) J
Michael Hug (LDP) J
Annina von Falkenstein (LDP) J
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) N
Oliver Thommen (GAB) A
Patrizia Bernasconi (GAB) N
Pascal Messerli (SVP) J
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) J
David Trachsel (SVP) J
Claudia Baumgartner (GLP) A
Tobias Christ (GLP) A
David Jenny (FDP) J
Erich Bucher (FDP) J
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) J
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

J

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) J
Alexandra Dill (SP) J
Toya Krummenacher (SP) N
Amina Trevisan (SP) J
Daniel Sägesser (SP) J
Christian von Wartburg (SP) A
Pascal Pfister (SP) J

Claudio Miozzari (SP) J
Jean-Luc Perret (SP) J
Seyit Erdogan (SP) J
Stefan Wittlin (SP) N
Raffaela Hanauer (GAB) N
Raphael Fuhrer (GAB) N
Anina Ineichen (GAB) N
Beatrice Messerli (GAB) N
Oliver Bolliger (GAB) N
Laurin Hoppler (GAB) N
Lea Wirz (GAB) N
Jeremy Stephenson (LDP) J
Thomas Müry (LDP) J
Philip Karger (LDP) J
Lukas Faesch (LDP) J
Joël Thüring (SVP) J
Beat K.  Schaller (SVP) J
Daniela Stumpf (SVP) J
Roger Stalder (SVP) A
David Wüest-Rudin (GLP) J
Brigitte Kühne (GLP) J
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) J
Luca Urgese (FDP) J
Karin Sartorius (FDP) J
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

J

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) A
Georg Mattmüller (SP) J
Edibe Gölgeli (SP) N
Ivo Balmer (SP) N
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) J
Salome Bessenich (SP) J

Beda Baumgartner (SP) J
Michela Seggiani (SP) N
Tonja Zürcher (GAB) N
Anouk Feurer (GAB) N
Heidi Mück (GAB) N
Nicola Goepfert (GAB) N
Fleur Weibel (GAB) N
Harald Friedl (GAB) A
Corinne Eymann-Baier (LDP) J
André Auderset (LDP) J
Alex Ebi (LDP) J
Stefan Suter (SVP) J
Lorenz Amiet (SVP) J
Bülent Pekerman (GLP) J
Johannes Sieber (GLP) A
Beat Braun (FDP) J
Mark Eichner (FDP) J
Balz Herter (die Mitte/EVP) A
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

J

Eric  Weber (fraktionslos) E
Sasha Mazzotti (SP) N
Franziska Roth (SP) J
Daniel Hettich (LDP) J
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) J
Felix  Wehrli (SVP) A
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) J
Andreas Zappalà (FDP) J
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) J
Sandra Bothe (GLP) J
Béla Bartha (GAB) N
Olivier Battaglia (LDP) J

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 64 19 - 15 9 9 5 7 -
N Nein 22 7 15 - - - - - -
E Enthaltung 1 - - - - - - - 1
A Abwesend 12 4 2 - 2 1 3 - -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1
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Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Motion Andreas Zappalà und Konsorten betreffend Einführungsklassen an allen
Schulstandorten

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) N
Barbara Heer (SP) N
Thomas Gander (SP) N
Tim Cuénod (SP) N
René Brigger (SP) N
Melanie Nussbaumer (SP) A
Melanie Eberhard (SP) N
Semseddin Yilmaz (SP) N
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) J
Oliver Thommen (GAB) A
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) J
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) J
David Trachsel (SVP) J
Claudia Baumgartner (GLP) J
Tobias Christ (GLP) J
David Jenny (FDP) J
Erich Bucher (FDP) J
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) J
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

J

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) N
Alexandra Dill (SP) N
Toya Krummenacher (SP) N
Amina Trevisan (SP) N
Daniel Sägesser (SP) N
Christian von Wartburg (SP) N
Pascal Pfister (SP) N

Claudio Miozzari (SP) N
Jean-Luc Perret (SP) N
Seyit Erdogan (SP) N
Stefan Wittlin (SP) N
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) J
Anina Ineichen (GAB) J
Beatrice Messerli (GAB) J
Oliver Bolliger (GAB) J
Laurin Hoppler (GAB) J
Lea Wirz (GAB) J
Jeremy Stephenson (LDP) N
Thomas Müry (LDP) N
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) J
Beat K.  Schaller (SVP) J
Daniela Stumpf (SVP) J
Roger Stalder (SVP) A
David Wüest-Rudin (GLP) J
Brigitte Kühne (GLP) J
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) J
Luca Urgese (FDP) J
Karin Sartorius (FDP) J
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

J

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) N
Georg Mattmüller (SP) N
Edibe Gölgeli (SP) N
Ivo Balmer (SP) N
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) N
Salome Bessenich (SP) N

Beda Baumgartner (SP) N
Michela Seggiani (SP) N
Tonja Zürcher (GAB) J
Anouk Feurer (GAB) J
Heidi Mück (GAB) J
Nicola Goepfert (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) J
Harald Friedl (GAB) J
Corinne Eymann-Baier (LDP) N
André Auderset (LDP) N
Alex Ebi (LDP) J
Stefan Suter (SVP) J
Lorenz Amiet (SVP) J
Bülent Pekerman (GLP) J
Johannes Sieber (GLP) J
Beat Braun (FDP) J
Mark Eichner (FDP) J
Balz Herter (die Mitte/EVP) J
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

J

Eric  Weber (fraktionslos) J
Sasha Mazzotti (SP) J
Franziska Roth (SP) N
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) A
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) J
Andreas Zappalà (FDP) J
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) J
Sandra Bothe (GLP) J
Béla Bartha (GAB) J
Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 53 1 16 1 9 10 8 7 1
N Nein 41 27 - 14 - - - - -
E Enthaltung 0 - - - - - - - -
A Abwesend 5 2 1 - 2 - - - -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1
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Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Motion Beat Braun und Konsorten betreffend transparente Leistungsniveaus der
Schulstandorte

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) N
Barbara Heer (SP) N
Thomas Gander (SP) N
Tim Cuénod (SP) N
René Brigger (SP) N
Melanie Nussbaumer (SP) A
Melanie Eberhard (SP) N
Semseddin Yilmaz (SP) N
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) N
Oliver Thommen (GAB) A
Patrizia Bernasconi (GAB) N
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) N
David Trachsel (SVP) J
Claudia Baumgartner (GLP) N
Tobias Christ (GLP) N
David Jenny (FDP) J
Erich Bucher (FDP) J
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) N
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

N

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) N
Nicole Amacher (SP) N
Alexandra Dill (SP) N
Toya Krummenacher (SP) N
Amina Trevisan (SP) N
Daniel Sägesser (SP) N
Christian von Wartburg (SP) N
Pascal Pfister (SP) N

Claudio Miozzari (SP) N
Jean-Luc Perret (SP) N
Seyit Erdogan (SP) N
Stefan Wittlin (SP) N
Raffaela Hanauer (GAB) N
Raphael Fuhrer (GAB) N
Anina Ineichen (GAB) N
Beatrice Messerli (GAB) N
Oliver Bolliger (GAB) N
Laurin Hoppler (GAB) N
Lea Wirz (GAB) N
Jeremy Stephenson (LDP) N
Thomas Müry (LDP) N
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) N
Beat K.  Schaller (SVP) J
Daniela Stumpf (SVP) N
Roger Stalder (SVP) A
David Wüest-Rudin (GLP) N
Brigitte Kühne (GLP) N
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) E
Luca Urgese (FDP) J
Karin Sartorius (FDP) J
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

N

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) N
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) N
Salome Hofer (SP) N
Georg Mattmüller (SP) N
Edibe Gölgeli (SP) N
Ivo Balmer (SP) N
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) N
Salome Bessenich (SP) N

Beda Baumgartner (SP) N
Michela Seggiani (SP) N
Tonja Zürcher (GAB) N
Anouk Feurer (GAB) N
Heidi Mück (GAB) N
Nicola Goepfert (GAB) N
Fleur Weibel (GAB) N
Harald Friedl (GAB) N
Corinne Eymann-Baier (LDP) N
André Auderset (LDP) N
Alex Ebi (LDP) N
Stefan Suter (SVP) N
Lorenz Amiet (SVP) N
Bülent Pekerman (GLP) N
Johannes Sieber (GLP) N
Beat Braun (FDP) J
Mark Eichner (FDP) J
Balz Herter (die Mitte/EVP) N
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

J

Eric  Weber (fraktionslos) E
Sasha Mazzotti (SP) N
Franziska Roth (SP) N
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) A
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) J
Andreas Zappalà (FDP) J
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

N

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) N
Sandra Bothe (GLP) N
Béla Bartha (GAB) N
Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 11 - - - 3 1 - 7 -
N Nein 81 28 16 15 6 9 7 - -
E Enthaltung 2 - - - - - 1 - 1
A Abwesend 5 2 1 - 2 - - - -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 355
16.11.2022 11:22:38

Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Motion Erich Bucher und Konsorten betreffend keine Kleinpensen in der Volksschule

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) N
Barbara Heer (SP) N
Thomas Gander (SP) N
Tim Cuénod (SP) N
René Brigger (SP) N
Melanie Nussbaumer (SP) A
Melanie Eberhard (SP) N
Semseddin Yilmaz (SP) N
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) N
Oliver Thommen (GAB) A
Patrizia Bernasconi (GAB) N
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) N
David Trachsel (SVP) N
Claudia Baumgartner (GLP) N
Tobias Christ (GLP) N
David Jenny (FDP) J
Erich Bucher (FDP) J
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) N
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

N

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) N
Nicole Amacher (SP) N
Alexandra Dill (SP) N
Toya Krummenacher (SP) N
Amina Trevisan (SP) N
Daniel Sägesser (SP) N
Christian von Wartburg (SP) N
Pascal Pfister (SP) N

Claudio Miozzari (SP) N
Jean-Luc Perret (SP) N
Seyit Erdogan (SP) N
Stefan Wittlin (SP) N
Raffaela Hanauer (GAB) N
Raphael Fuhrer (GAB) N
Anina Ineichen (GAB) N
Beatrice Messerli (GAB) N
Oliver Bolliger (GAB) N
Laurin Hoppler (GAB) N
Lea Wirz (GAB) N
Jeremy Stephenson (LDP) N
Thomas Müry (LDP) N
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) N
Beat K.  Schaller (SVP) J
Daniela Stumpf (SVP) N
Roger Stalder (SVP) A
David Wüest-Rudin (GLP) N
Brigitte Kühne (GLP) N
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) N
Luca Urgese (FDP) J
Karin Sartorius (FDP) J
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

N

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) N
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) N
Salome Hofer (SP) A
Georg Mattmüller (SP) N
Edibe Gölgeli (SP) N
Ivo Balmer (SP) N
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) N
Salome Bessenich (SP) N

Beda Baumgartner (SP) N
Michela Seggiani (SP) N
Tonja Zürcher (GAB) N
Anouk Feurer (GAB) N
Heidi Mück (GAB) N
Nicola Goepfert (GAB) N
Fleur Weibel (GAB) N
Harald Friedl (GAB) N
Corinne Eymann-Baier (LDP) N
André Auderset (LDP) N
Alex Ebi (LDP) N
Stefan Suter (SVP) N
Lorenz Amiet (SVP) N
Bülent Pekerman (GLP) N
Johannes Sieber (GLP) N
Beat Braun (FDP) J
Mark Eichner (FDP) J
Balz Herter (die Mitte/EVP) N
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

N

Eric  Weber (fraktionslos) A
Sasha Mazzotti (SP) N
Franziska Roth (SP) N
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) A
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) N
Andreas Zappalà (FDP) J
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

N

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) A
Sandra Bothe (GLP) N
Béla Bartha (GAB) N
Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 8 - - - 1 - - 7 -
N Nein 83 27 16 15 8 9 8 - -
E Enthaltung 0 - - - - - - - -
A Abwesend 8 3 1 - 2 1 - - 1
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 356
16.11.2022 11:46:06

Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Anzug David Jenny und Konsorten betreffend Berufsbildung für Lehrpersonen

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) N
Barbara Heer (SP) N
Thomas Gander (SP) N
Tim Cuénod (SP) N
René Brigger (SP) N
Melanie Nussbaumer (SP) A
Melanie Eberhard (SP) N
Semseddin Yilmaz (SP) N
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) J
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) J
Oliver Thommen (GAB) A
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) N
David Trachsel (SVP) N
Claudia Baumgartner (GLP) J
Tobias Christ (GLP) J
David Jenny (FDP) J
Erich Bucher (FDP) J
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) J
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

J

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) N
Alexandra Dill (SP) N
Toya Krummenacher (SP) N
Amina Trevisan (SP) N
Daniel Sägesser (SP) N
Christian von Wartburg (SP) N
Pascal Pfister (SP) N

Claudio Miozzari (SP) N
Jean-Luc Perret (SP) N
Seyit Erdogan (SP) N
Stefan Wittlin (SP) N
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) J
Anina Ineichen (GAB) J
Beatrice Messerli (GAB) J
Oliver Bolliger (GAB) J
Laurin Hoppler (GAB) J
Lea Wirz (GAB) J
Jeremy Stephenson (LDP) N
Thomas Müry (LDP) E
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) A
Joël Thüring (SVP) N
Beat K.  Schaller (SVP) N
Daniela Stumpf (SVP) E
Roger Stalder (SVP) A
David Wüest-Rudin (GLP) J
Brigitte Kühne (GLP) J
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) J
Luca Urgese (FDP) J
Karin Sartorius (FDP) J
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

J

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) N
Georg Mattmüller (SP) N
Edibe Gölgeli (SP) N
Ivo Balmer (SP) N
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) N
Salome Bessenich (SP) N

Beda Baumgartner (SP) N
Michela Seggiani (SP) N
Tonja Zürcher (GAB) J
Anouk Feurer (GAB) J
Heidi Mück (GAB) J
Nicola Goepfert (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) J
Harald Friedl (GAB) J
Corinne Eymann-Baier (LDP) N
André Auderset (LDP) N
Alex Ebi (LDP) J
Stefan Suter (SVP) N
Lorenz Amiet (SVP) E
Bülent Pekerman (GLP) J
Johannes Sieber (GLP) J
Beat Braun (FDP) J
Mark Eichner (FDP) J
Balz Herter (die Mitte/EVP) J
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

J

Eric  Weber (fraktionslos) A
Sasha Mazzotti (SP) N
Franziska Roth (SP) N
Daniel Hettich (LDP) J
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) A
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) N
Andreas Zappalà (FDP) J
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) J
Sandra Bothe (GLP) J
Béla Bartha (GAB) J
Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 44 - 16 3 - 10 8 7 -
N Nein 45 28 - 10 7 - - - -
E Enthaltung 3 - - 1 2 - - - -
A Abwesend 7 2 1 1 2 - - - 1
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 357
16.11.2022 11:56:09

Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Anzug Mark Eichner und Konsorten betreffend Weiterbildungsgutscheine für
Lehrabgängerinnen

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) J
Barbara Heer (SP) J
Thomas Gander (SP) J
Tim Cuénod (SP) J
René Brigger (SP) J
Melanie Nussbaumer (SP) A
Melanie Eberhard (SP) J
Semseddin Yilmaz (SP) J
Raoul I. Furlano (LDP) J
Lydia Isler-Christ (LDP) J
Catherine Alioth (LDP) J
Michael Hug (LDP) J
Annina von Falkenstein (LDP) J
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) J
Oliver Thommen (GAB) A
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) N
David Trachsel (SVP) N
Claudia Baumgartner (GLP) N
Tobias Christ (GLP) N
David Jenny (FDP) J
Erich Bucher (FDP) J
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) J
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

J

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) J
Alexandra Dill (SP) J
Toya Krummenacher (SP) J
Amina Trevisan (SP) J
Daniel Sägesser (SP) A
Christian von Wartburg (SP) A
Pascal Pfister (SP) J

Claudio Miozzari (SP) J
Jean-Luc Perret (SP) J
Seyit Erdogan (SP) J
Stefan Wittlin (SP) J
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) J
Anina Ineichen (GAB) J
Beatrice Messerli (GAB) J
Oliver Bolliger (GAB) J
Laurin Hoppler (GAB) J
Lea Wirz (GAB) J
Jeremy Stephenson (LDP) J
Thomas Müry (LDP) J
Philip Karger (LDP) J
Lukas Faesch (LDP) A
Joël Thüring (SVP) N
Beat K.  Schaller (SVP) N
Daniela Stumpf (SVP) N
Roger Stalder (SVP) A
David Wüest-Rudin (GLP) N
Brigitte Kühne (GLP) N
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) N
Luca Urgese (FDP) J
Karin Sartorius (FDP) J
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

J

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) A
Georg Mattmüller (SP) J
Edibe Gölgeli (SP) J
Ivo Balmer (SP) J
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) J
Salome Bessenich (SP) J

Beda Baumgartner (SP) J
Michela Seggiani (SP) J
Tonja Zürcher (GAB) J
Anouk Feurer (GAB) J
Heidi Mück (GAB) J
Nicola Goepfert (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) J
Harald Friedl (GAB) J
Corinne Eymann-Baier (LDP) J
André Auderset (LDP) J
Alex Ebi (LDP) J
Stefan Suter (SVP) N
Lorenz Amiet (SVP) N
Bülent Pekerman (GLP) N
Johannes Sieber (GLP) N
Beat Braun (FDP) J
Mark Eichner (FDP) J
Balz Herter (die Mitte/EVP) J
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

J

Eric  Weber (fraktionslos) A
Sasha Mazzotti (SP) J
Franziska Roth (SP) J
Daniel Hettich (LDP) J
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) J
Felix  Wehrli (SVP) A
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) N
Andreas Zappalà (FDP) J
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) J
Sandra Bothe (GLP) N
Béla Bartha (GAB) J
Olivier Battaglia (LDP) J

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 72 25 16 14 - 10 - 7 -
N Nein 17 - - - 9 - 8 - -
E Enthaltung 0 - - - - - - - -
A Abwesend 10 5 1 1 2 - - - 1
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 358
16.11.2022 15:17:34

Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Anzug Luca Urgese und Konsorten betreffend Kenntnis der Unterrichtssprache als Grundlage

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) J
Barbara Heer (SP) J
Thomas Gander (SP) J
Tim Cuénod (SP) J
René Brigger (SP) J
Melanie Nussbaumer (SP) A
Melanie Eberhard (SP) J
Semseddin Yilmaz (SP) J
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) N
Oliver Thommen (GAB) N
Patrizia Bernasconi (GAB) N
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) N
David Trachsel (SVP) N
Claudia Baumgartner (GLP) N
Tobias Christ (GLP) N
David Jenny (FDP) J
Erich Bucher (FDP) J
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) J
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

J

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) E
Nicole Amacher (SP) J
Alexandra Dill (SP) J
Toya Krummenacher (SP) J
Amina Trevisan (SP) J
Daniel Sägesser (SP) J
Christian von Wartburg (SP) A
Pascal Pfister (SP) J

Claudio Miozzari (SP) J
Jean-Luc Perret (SP) J
Seyit Erdogan (SP) J
Stefan Wittlin (SP) J
Raffaela Hanauer (GAB) N
Raphael Fuhrer (GAB) N
Anina Ineichen (GAB) A
Beatrice Messerli (GAB) N
Oliver Bolliger (GAB) N
Laurin Hoppler (GAB) N
Lea Wirz (GAB) N
Jeremy Stephenson (LDP) N
Thomas Müry (LDP) N
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) N
Beat K.  Schaller (SVP) N
Daniela Stumpf (SVP) N
Roger Stalder (SVP) A
David Wüest-Rudin (GLP) N
Brigitte Kühne (GLP) N
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) E
Luca Urgese (FDP) J
Karin Sartorius (FDP) J
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

J

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) J
Georg Mattmüller (SP) J
Edibe Gölgeli (SP) J
Ivo Balmer (SP) J
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) A
Salome Bessenich (SP) J

Beda Baumgartner (SP) J
Michela Seggiani (SP) J
Tonja Zürcher (GAB) N
Anouk Feurer (GAB) N
Heidi Mück (GAB) N
Nicola Goepfert (GAB) N
Fleur Weibel (GAB) N
Harald Friedl (GAB) N
Corinne Eymann-Baier (LDP) N
André Auderset (LDP) J
Alex Ebi (LDP) N
Stefan Suter (SVP) N
Lorenz Amiet (SVP) N
Bülent Pekerman (GLP) N
Johannes Sieber (GLP) N
Beat Braun (FDP) J
Mark Eichner (FDP) J
Balz Herter (die Mitte/EVP) J
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

J

Eric  Weber (fraktionslos) N
Sasha Mazzotti (SP) J
Franziska Roth (SP) J
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) A
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) N
Andreas Zappalà (FDP) J
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) J
Sandra Bothe (GLP) N
Béla Bartha (GAB) N
Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 43 26 - 1 - 9 - 7 -
N Nein 47 - 16 14 9 - 7 - 1
E Enthaltung 2 - - - - 1 1 - -
A Abwesend 7 4 1 - 2 - - - -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 359
16.11.2022 15:33:43

Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Anzug Salome Bessenich und Johannes Sieber betreffend Sicherstellung von Grünflächen im
Kleinbasel während der Baustelle Rheintunnel auf der Dreirosenanlage

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) J
Barbara Heer (SP) J
Thomas Gander (SP) J
Tim Cuénod (SP) J
René Brigger (SP) J
Melanie Nussbaumer (SP) A
Melanie Eberhard (SP) J
Semseddin Yilmaz (SP) J
Raoul I. Furlano (LDP) J
Lydia Isler-Christ (LDP) J
Catherine Alioth (LDP) J
Michael Hug (LDP) J
Annina von Falkenstein (LDP) J
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) E
Oliver Thommen (GAB) E
Patrizia Bernasconi (GAB) E
Pascal Messerli (SVP) J
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) J
David Trachsel (SVP) J
Claudia Baumgartner (GLP) J
Tobias Christ (GLP) J
David Jenny (FDP) J
Erich Bucher (FDP) J
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) J
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

J

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) J
Alexandra Dill (SP) J
Toya Krummenacher (SP) J
Amina Trevisan (SP) J
Daniel Sägesser (SP) J
Christian von Wartburg (SP) A
Pascal Pfister (SP) J

Claudio Miozzari (SP) J
Jean-Luc Perret (SP) J
Seyit Erdogan (SP) J
Stefan Wittlin (SP) J
Raffaela Hanauer (GAB) E
Raphael Fuhrer (GAB) E
Anina Ineichen (GAB) A
Beatrice Messerli (GAB) E
Oliver Bolliger (GAB) E
Laurin Hoppler (GAB) E
Lea Wirz (GAB) E
Jeremy Stephenson (LDP) J
Thomas Müry (LDP) A
Philip Karger (LDP) A
Lukas Faesch (LDP) J
Joël Thüring (SVP) J
Beat K.  Schaller (SVP) J
Daniela Stumpf (SVP) J
Roger Stalder (SVP) A
David Wüest-Rudin (GLP) J
Brigitte Kühne (GLP) J
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) J
Luca Urgese (FDP) J
Karin Sartorius (FDP) J
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

J

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) A
Georg Mattmüller (SP) J
Edibe Gölgeli (SP) J
Ivo Balmer (SP) J
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) J
Salome Bessenich (SP) J

Beda Baumgartner (SP) J
Michela Seggiani (SP) J
Tonja Zürcher (GAB) E
Anouk Feurer (GAB) E
Heidi Mück (GAB) E
Nicola Goepfert (GAB) E
Fleur Weibel (GAB) E
Harald Friedl (GAB) E
Corinne Eymann-Baier (LDP) J
André Auderset (LDP) J
Alex Ebi (LDP) J
Stefan Suter (SVP) J
Lorenz Amiet (SVP) J
Bülent Pekerman (GLP) J
Johannes Sieber (GLP) J
Beat Braun (FDP) J
Mark Eichner (FDP) J
Balz Herter (die Mitte/EVP) J
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

J

Eric  Weber (fraktionslos) E
Sasha Mazzotti (SP) J
Franziska Roth (SP) J
Daniel Hettich (LDP) J
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) J
Felix  Wehrli (SVP) A
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) J
Andreas Zappalà (FDP) J
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) J
Sandra Bothe (GLP) J
Béla Bartha (GAB) E
Olivier Battaglia (LDP) J

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 73 26 - 13 9 10 8 7 -
N Nein 0 - - - - - - - -
E Enthaltung 17 - 16 - - - - - 1
A Abwesend 9 4 1 2 2 - - - -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 360
16.11.2022 15:59:25

Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Anzug René Brigger und Tim Cuénod in Sachen jahrelang leerstehende Häuser und
Wohnraumvernichtung

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) J
Barbara Heer (SP) J
Thomas Gander (SP) J
Tim Cuénod (SP) J
René Brigger (SP) J
Melanie Nussbaumer (SP) A
Melanie Eberhard (SP) J
Semseddin Yilmaz (SP) J
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) J
Oliver Thommen (GAB) J
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) N
David Trachsel (SVP) N
Claudia Baumgartner (GLP) E
Tobias Christ (GLP) N
David Jenny (FDP) N
Erich Bucher (FDP) N
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) N
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

N

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) E
Nicole Amacher (SP) J
Alexandra Dill (SP) J
Toya Krummenacher (SP) J
Amina Trevisan (SP) J
Daniel Sägesser (SP) J
Christian von Wartburg (SP) A
Pascal Pfister (SP) J

Claudio Miozzari (SP) J
Jean-Luc Perret (SP) J
Seyit Erdogan (SP) J
Stefan Wittlin (SP) J
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) J
Anina Ineichen (GAB) A
Beatrice Messerli (GAB) J
Oliver Bolliger (GAB) J
Laurin Hoppler (GAB) J
Lea Wirz (GAB) J
Jeremy Stephenson (LDP) N
Thomas Müry (LDP) N
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) N
Beat K.  Schaller (SVP) N
Daniela Stumpf (SVP) N
Roger Stalder (SVP) A
David Wüest-Rudin (GLP) N
Brigitte Kühne (GLP) N
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) N
Luca Urgese (FDP) N
Karin Sartorius (FDP) N
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

N

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) N
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) N
Salome Hofer (SP) A
Georg Mattmüller (SP) J
Edibe Gölgeli (SP) J
Ivo Balmer (SP) J
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) J
Salome Bessenich (SP) J

Beda Baumgartner (SP) J
Michela Seggiani (SP) J
Tonja Zürcher (GAB) J
Anouk Feurer (GAB) J
Heidi Mück (GAB) J
Nicola Goepfert (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) J
Harald Friedl (GAB) J
Corinne Eymann-Baier (LDP) N
André Auderset (LDP) N
Alex Ebi (LDP) N
Stefan Suter (SVP) N
Lorenz Amiet (SVP) N
Bülent Pekerman (GLP) J
Johannes Sieber (GLP) N
Beat Braun (FDP) N
Mark Eichner (FDP) N
Balz Herter (die Mitte/EVP) N
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

N

Eric  Weber (fraktionslos) N
Sasha Mazzotti (SP) J
Franziska Roth (SP) J
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) A
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) N
Andreas Zappalà (FDP) N
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

N

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) N
Sandra Bothe (GLP) N
Béla Bartha (GAB) J
Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 43 26 16 - - - 1 - -
N Nein 47 - - 15 9 9 6 7 1
E Enthaltung 2 - - - - 1 1 - -
A Abwesend 7 4 1 - 2 - - - -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 361
16.11.2022 16:13:34

Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Anzug Brigitte Kühne und Konsorten betreffend Anreizsystem für Vertikalbegrünung sowie
Nistmöglichkeiten für Tiere am Gebäude

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) J
Barbara Heer (SP) J
Thomas Gander (SP) J
Tim Cuénod (SP) J
René Brigger (SP) J
Melanie Nussbaumer (SP) A
Melanie Eberhard (SP) J
Semseddin Yilmaz (SP) J
Raoul I. Furlano (LDP) E
Lydia Isler-Christ (LDP) E
Catherine Alioth (LDP) J
Michael Hug (LDP) J
Annina von Falkenstein (LDP) J
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) J
Oliver Thommen (GAB) J
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) N
David Trachsel (SVP) N
Claudia Baumgartner (GLP) J
Tobias Christ (GLP) J
David Jenny (FDP) N
Erich Bucher (FDP) N
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) J
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

J

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) J
Alexandra Dill (SP) J
Toya Krummenacher (SP) J
Amina Trevisan (SP) J
Daniel Sägesser (SP) J
Christian von Wartburg (SP) A
Pascal Pfister (SP) J

Claudio Miozzari (SP) J
Jean-Luc Perret (SP) J
Seyit Erdogan (SP) J
Stefan Wittlin (SP) J
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) J
Anina Ineichen (GAB) A
Beatrice Messerli (GAB) J
Oliver Bolliger (GAB) J
Laurin Hoppler (GAB) J
Lea Wirz (GAB) J
Jeremy Stephenson (LDP) J
Thomas Müry (LDP) E
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) N
Beat K.  Schaller (SVP) N
Daniela Stumpf (SVP) A
Roger Stalder (SVP) A
David Wüest-Rudin (GLP) J
Brigitte Kühne (GLP) J
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) J
Luca Urgese (FDP) N
Karin Sartorius (FDP) N
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

J

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) A
Georg Mattmüller (SP) J
Edibe Gölgeli (SP) A
Ivo Balmer (SP) J
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) J
Salome Bessenich (SP) J

Beda Baumgartner (SP) J
Michela Seggiani (SP) J
Tonja Zürcher (GAB) J
Anouk Feurer (GAB) J
Heidi Mück (GAB) J
Nicola Goepfert (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) J
Harald Friedl (GAB) J
Corinne Eymann-Baier (LDP) J
André Auderset (LDP) A
Alex Ebi (LDP) E
Stefan Suter (SVP) N
Lorenz Amiet (SVP) N
Bülent Pekerman (GLP) J
Johannes Sieber (GLP) J
Beat Braun (FDP) N
Mark Eichner (FDP) N
Balz Herter (die Mitte/EVP) N
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

N

Eric  Weber (fraktionslos) N
Sasha Mazzotti (SP) J
Franziska Roth (SP) J
Daniel Hettich (LDP) J
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) J
Felix  Wehrli (SVP) A
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) N
Andreas Zappalà (FDP) N
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

N

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) N
Sandra Bothe (GLP) J
Béla Bartha (GAB) J
Olivier Battaglia (LDP) J

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 63 25 16 8 - 6 8 - -
N Nein 22 - - 2 8 4 - 7 1
E Enthaltung 4 - - 4 - - - - -
A Abwesend 10 5 1 1 3 - - - -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 362
16.11.2022 16:32:04

Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Anzug Brigitte Kühne und Raffaela Hanauer betreffend «Superblocks» in Basel

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) J
Barbara Heer (SP) A
Thomas Gander (SP) J
Tim Cuénod (SP) J
René Brigger (SP) J
Melanie Nussbaumer (SP) A
Melanie Eberhard (SP) J
Semseddin Yilmaz (SP) J
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) J
Oliver Thommen (GAB) J
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) N
David Trachsel (SVP) N
Claudia Baumgartner (GLP) J
Tobias Christ (GLP) J
David Jenny (FDP) N
Erich Bucher (FDP) N
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) N
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

J

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) J
Alexandra Dill (SP) J
Toya Krummenacher (SP) J
Amina Trevisan (SP) N
Daniel Sägesser (SP) J
Christian von Wartburg (SP) A
Pascal Pfister (SP) J

Claudio Miozzari (SP) J
Jean-Luc Perret (SP) J
Seyit Erdogan (SP) J
Stefan Wittlin (SP) J
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) J
Anina Ineichen (GAB) A
Beatrice Messerli (GAB) J
Oliver Bolliger (GAB) J
Laurin Hoppler (GAB) J
Lea Wirz (GAB) J
Jeremy Stephenson (LDP) N
Thomas Müry (LDP) N
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) N
Beat K.  Schaller (SVP) N
Daniela Stumpf (SVP) A
Roger Stalder (SVP) A
David Wüest-Rudin (GLP) J
Brigitte Kühne (GLP) J
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) E
Luca Urgese (FDP) N
Karin Sartorius (FDP) N
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

J

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) N
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) A
Georg Mattmüller (SP) J
Edibe Gölgeli (SP) A
Ivo Balmer (SP) J
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) J
Salome Bessenich (SP) J

Beda Baumgartner (SP) J
Michela Seggiani (SP) J
Tonja Zürcher (GAB) J
Anouk Feurer (GAB) J
Heidi Mück (GAB) J
Nicola Goepfert (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) J
Harald Friedl (GAB) J
Corinne Eymann-Baier (LDP) N
André Auderset (LDP) J
Alex Ebi (LDP) N
Stefan Suter (SVP) N
Lorenz Amiet (SVP) N
Bülent Pekerman (GLP) J
Johannes Sieber (GLP) J
Beat Braun (FDP) N
Mark Eichner (FDP) N
Balz Herter (die Mitte/EVP) N
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

N

Eric  Weber (fraktionslos) N
Sasha Mazzotti (SP) J
Franziska Roth (SP) J
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) A
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) A
Andreas Zappalà (FDP) N
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) N
Sandra Bothe (GLP) J
Béla Bartha (GAB) J
Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 52 23 16 1 - 5 7 - -
N Nein 35 1 - 14 7 5 - 7 1
E Enthaltung 1 - - - - - 1 - -
A Abwesend 11 6 1 - 4 - - - -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 363
16.11.2022 16:43:49

Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Anzug Jessica Brandenburger und Konsorten betreffend Unterstützungs-beiträge für
Senior:innen in bescheidenen finanziellen Verhältnissen

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) J
Barbara Heer (SP) J
Thomas Gander (SP) J
Tim Cuénod (SP) J
René Brigger (SP) J
Melanie Nussbaumer (SP) A
Melanie Eberhard (SP) J
Semseddin Yilmaz (SP) J
Raoul I. Furlano (LDP) J
Lydia Isler-Christ (LDP) J
Catherine Alioth (LDP) J
Michael Hug (LDP) J
Annina von Falkenstein (LDP) J
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) A
Oliver Thommen (GAB) J
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) N
David Trachsel (SVP) N
Claudia Baumgartner (GLP) J
Tobias Christ (GLP) J
David Jenny (FDP) J
Erich Bucher (FDP) J
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) J
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

J

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) J
Alexandra Dill (SP) J
Toya Krummenacher (SP) J
Amina Trevisan (SP) J
Daniel Sägesser (SP) J
Christian von Wartburg (SP) A
Pascal Pfister (SP) J

Claudio Miozzari (SP) J
Jean-Luc Perret (SP) J
Seyit Erdogan (SP) J
Stefan Wittlin (SP) J
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) J
Anina Ineichen (GAB) A
Beatrice Messerli (GAB) J
Oliver Bolliger (GAB) J
Laurin Hoppler (GAB) J
Lea Wirz (GAB) J
Jeremy Stephenson (LDP) A
Thomas Müry (LDP) J
Philip Karger (LDP) J
Lukas Faesch (LDP) J
Joël Thüring (SVP) N
Beat K.  Schaller (SVP) N
Daniela Stumpf (SVP) A
Roger Stalder (SVP) A
David Wüest-Rudin (GLP) A
Brigitte Kühne (GLP) J
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) J
Luca Urgese (FDP) J
Karin Sartorius (FDP) J
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

J

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) A
Georg Mattmüller (SP) J
Edibe Gölgeli (SP) A
Ivo Balmer (SP) J
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) J
Salome Bessenich (SP) J

Beda Baumgartner (SP) J
Michela Seggiani (SP) J
Tonja Zürcher (GAB) J
Anouk Feurer (GAB) J
Heidi Mück (GAB) J
Nicola Goepfert (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) J
Harald Friedl (GAB) J
Corinne Eymann-Baier (LDP) J
André Auderset (LDP) J
Alex Ebi (LDP) J
Stefan Suter (SVP) N
Lorenz Amiet (SVP) N
Bülent Pekerman (GLP) J
Johannes Sieber (GLP) J
Beat Braun (FDP) J
Mark Eichner (FDP) J
Balz Herter (die Mitte/EVP) J
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) N
Sasha Mazzotti (SP) J
Franziska Roth (SP) J
Daniel Hettich (LDP) J
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) A
Felix  Wehrli (SVP) A
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) N
Andreas Zappalà (FDP) J
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) N
Sandra Bothe (GLP) J
Béla Bartha (GAB) J
Olivier Battaglia (LDP) J

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 75 25 15 13 - 8 7 7 -
N Nein 10 - - - 8 1 - - 1
E Enthaltung 0 - - - - - - - -
A Abwesend 14 5 2 2 3 1 1 - -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 364
16.11.2022 16:51:16

Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Anzug Claudio Miozzari und Konsorten betreffend Schulraum für das Quartier am Ring

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) J
Barbara Heer (SP) J
Thomas Gander (SP) J
Tim Cuénod (SP) J
René Brigger (SP) J
Melanie Nussbaumer (SP) A
Melanie Eberhard (SP) J
Semseddin Yilmaz (SP) J
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) E
Michael Hug (LDP) E
Annina von Falkenstein (LDP) E
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) A
Oliver Thommen (GAB) J
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) J
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) J
David Trachsel (SVP) N
Claudia Baumgartner (GLP) J
Tobias Christ (GLP) J
David Jenny (FDP) J
Erich Bucher (FDP) J
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) J
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

J

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) J
Alexandra Dill (SP) J
Toya Krummenacher (SP) J
Amina Trevisan (SP) J
Daniel Sägesser (SP) J
Christian von Wartburg (SP) A
Pascal Pfister (SP) J

Claudio Miozzari (SP) J
Jean-Luc Perret (SP) J
Seyit Erdogan (SP) J
Stefan Wittlin (SP) J
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) J
Anina Ineichen (GAB) A
Beatrice Messerli (GAB) J
Oliver Bolliger (GAB) J
Laurin Hoppler (GAB) J
Lea Wirz (GAB) J
Jeremy Stephenson (LDP) E
Thomas Müry (LDP) N
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) J
Beat K.  Schaller (SVP) E
Daniela Stumpf (SVP) A
Roger Stalder (SVP) A
David Wüest-Rudin (GLP) J
Brigitte Kühne (GLP) J
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) J
Luca Urgese (FDP) J
Karin Sartorius (FDP) J
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

J

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) A
Georg Mattmüller (SP) J
Edibe Gölgeli (SP) A
Ivo Balmer (SP) J
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) J
Salome Bessenich (SP) J

Beda Baumgartner (SP) J
Michela Seggiani (SP) J
Tonja Zürcher (GAB) J
Anouk Feurer (GAB) J
Heidi Mück (GAB) J
Nicola Goepfert (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) J
Harald Friedl (GAB) J
Corinne Eymann-Baier (LDP) E
André Auderset (LDP) N
Alex Ebi (LDP) J
Stefan Suter (SVP) J
Lorenz Amiet (SVP) J
Bülent Pekerman (GLP) J
Johannes Sieber (GLP) J
Beat Braun (FDP) J
Mark Eichner (FDP) J
Balz Herter (die Mitte/EVP) J
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

J

Eric  Weber (fraktionslos) N
Sasha Mazzotti (SP) J
Franziska Roth (SP) J
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) A
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) J
Andreas Zappalà (FDP) J
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) E
Sandra Bothe (GLP) J
Béla Bartha (GAB) J
Olivier Battaglia (LDP) E

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 71 25 15 1 6 9 8 7 -
N Nein 10 - - 8 1 - - - 1
E Enthaltung 8 - - 6 1 1 - - -
A Abwesend 10 5 2 - 3 - - - -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 365
16.11.2022 16:54:08

Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Anzug Eric Weber betreffend Wohnen ist ein Menschenrecht

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) N
Barbara Heer (SP) N
Thomas Gander (SP) N
Tim Cuénod (SP) N
René Brigger (SP) N
Melanie Nussbaumer (SP) A
Melanie Eberhard (SP) N
Semseddin Yilmaz (SP) N
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) A
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) A
Oliver Thommen (GAB) N
Patrizia Bernasconi (GAB) N
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) A
David Trachsel (SVP) N
Claudia Baumgartner (GLP) N
Tobias Christ (GLP) N
David Jenny (FDP) N
Erich Bucher (FDP) N
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) N
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

A

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) N
Nicole Amacher (SP) N
Alexandra Dill (SP) N
Toya Krummenacher (SP) N
Amina Trevisan (SP) N
Daniel Sägesser (SP) A
Christian von Wartburg (SP) A
Pascal Pfister (SP) N

Claudio Miozzari (SP) N
Jean-Luc Perret (SP) A
Seyit Erdogan (SP) N
Stefan Wittlin (SP) N
Raffaela Hanauer (GAB) N
Raphael Fuhrer (GAB) N
Anina Ineichen (GAB) A
Beatrice Messerli (GAB) N
Oliver Bolliger (GAB) N
Laurin Hoppler (GAB) N
Lea Wirz (GAB) N
Jeremy Stephenson (LDP) N
Thomas Müry (LDP) N
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) N
Beat K.  Schaller (SVP) N
Daniela Stumpf (SVP) A
Roger Stalder (SVP) A
David Wüest-Rudin (GLP) N
Brigitte Kühne (GLP) N
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) N
Luca Urgese (FDP) N
Karin Sartorius (FDP) N
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

A

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) N
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) N
Salome Hofer (SP) A
Georg Mattmüller (SP) A
Edibe Gölgeli (SP) A
Ivo Balmer (SP) N
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) A
Salome Bessenich (SP) A

Beda Baumgartner (SP) N
Michela Seggiani (SP) N
Tonja Zürcher (GAB) A
Anouk Feurer (GAB) N
Heidi Mück (GAB) N
Nicola Goepfert (GAB) N
Fleur Weibel (GAB) N
Harald Friedl (GAB) N
Corinne Eymann-Baier (LDP) N
André Auderset (LDP) N
Alex Ebi (LDP) N
Stefan Suter (SVP) N
Lorenz Amiet (SVP) A
Bülent Pekerman (GLP) A
Johannes Sieber (GLP) N
Beat Braun (FDP) N
Mark Eichner (FDP) N
Balz Herter (die Mitte/EVP) A
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) J
Sasha Mazzotti (SP) N
Franziska Roth (SP) A
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) A
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) N
Andreas Zappalà (FDP) A
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

A

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) N
Sandra Bothe (GLP) A
Béla Bartha (GAB) N
Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 1 - - - - - - - 1
N Nein 70 19 14 14 6 5 6 6 -
E Enthaltung 0 - - - - - - - -
A Abwesend 28 11 3 1 5 5 2 1 -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1
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Anhang C: Neue Vorstösse 
 

 

 

Motionen 

 

 

1. Motion betreffend rückwirkende Erhöhung des der Universität Basel für den 
Neubau des Biozentrums gewährten Bruttodarlehens  

22.5459.01 
 

Der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt stimmte am 6. Februar 2013 der Gewährung eines Darlehens an die 
Universität Basel für den Neubau des Biozentrums in der Höhe von Fr. 158'200'000 zu. Die Details finden sich im 
Beschluss des Grossen Rates und im Ratschlag des Regierungsrates (12.1870.01) und dem Bericht der BKK 
(12.1870.02). Im Bericht der Parlamentarischen Untersuchungskommission des Grossen Rats des Kantons Basel-
Stadt (PUK Biozentrum) zum Neubau des Biozentrums (19.5579.03, nachfolgend "PUK-Bericht") wird eingehend 
dargelegt, wie die Regierungen von Basel-Stadt und Basel-Landschaft, vornehm ausgedrückt, die Universität Basel 
dazu motivierten, Kostenüberschreitungen beim Bau des Biozentrums vorzufinanzieren. Dies steht im Widerspruch 
zum von den beiden Kantonen abgeschlossenen Projektierungsvertrag. Diese Vorfinanzierung sollte die Erhöhung 
der gewährten Darlehen unnötig machen, da insbesondere ein Vorlegen einer entsprechenden Vorlage an den 
Landrat des Kantons-Landschaft vermieden werden sollte. Gemäss der im PUK-Bericht referierten Rechtsauffassung 
des baselstädtischen Regierungsrates wäre in Basel-Stadt zur benötigten Erhöhung des Darlehensbetrags der 
Regierungsrat (mit Information an die Finanzkommission) befugt gewesen. Diese Motion will erreichen, dass 
Empfehlung 36 des PUK­Berichts in einer Weise umgesetzt wird, die mit dem verbindlichen Vertragswerk im 
Einklang ist. Damit soll rückwirkend der vertragskonforme Zustand hergestellt werden, so dass auch die 
Schlussabrechnung vertragsgemäss vorgenommen werden kann.  

Die Motionärinnen und Motionäre fordern deshalb, dass der Regierungsrat innert 6 Monaten was folgt vorkehrt:  

Die Universität Basel ist rechtlich und wirtschaftlich so zu stellen, als ob die Universität Basel nicht gemäss Beschluss 
des Universitätsrates vom 31. Oktober 2019 (PUK-Bericht, S. 120) die Vor- resp. Zwischenfinanzierung der 
Mehrkosten des Neubaus Biozentrums im Umfange, um den das vom Kanton Basel-Stadt gewährte Darlehen hätte 
erhöht werden müssen, übernommen hätte. 

David Jenny, Erich Bucher, Oliver Thommen, Joël Thüring, Laurin Hoppler, Daniela Stumpf, Johannes 
Sieber 

 

 

2. Motion betreffend Behebung der Gefahrenstelle Gellert-Dreieck» 22.5465.01 
 

Das Autobahn-Dreieck Gellert ist Teil der Hauptdurchgangsachse Nord-Süd für den Pendler- und Schwerverkehr. In 
ihrer Ausgabe vom 4. August 2022 schreibt die BAZ, dieser Teil der Autobahn A2 sei schweizweit unter den Top 10 
für Unfälle (Risiko auf der Autobahn – A2 bei Gellert-Dreieck schweizweit unter Top 10 für Unfälle). Das Bundesamt 
für Strassen selbst bezeichnet den Abschnitt als «Unfallschwerpunkt», ist sich also des Unfallpotentials sehr wohl 
bewusst. 

Unfälle können viele Ursachen haben, wobei die Spurführung eine der wesentlichen Ursachen ist. Gerade auf einer 
viel befahrenen Strasse wie die A2 soll die Spurführung so gestaltet sein, dass Unfälle vermieden werden. Dies ist 
aber mit der verkürzten linken Einfahrtspur von Gundeldingen her (gelbe Pfeile, dann rote Kreuze bei den 
Lichtsignalen über der Fahrbahn) eindeutig nicht der Fall. Angesichts der Klassifizierung als Unfallschwerpunkt ist es 
dringend angezeigt, Massnahmen zur Verbesserung der Situation zu ergreifen. In seiner Antwort auf die 
Interpellation Hafner betreffend «unnötige und gefährliche Spuraufhebung Autobahn /Signalisationen (17.5421.02)» 
stellt der Regierungsrat selbst in Aussicht, beim Bundesamt für Strassen ASTRA die notwendigen Anpassungen zu 
beantragen. 

Wenn eine Verkehrsführung als unfallträchtig erkannt ist, darf nicht lange gewartet werden. Es stehen die Gesundheit 
oder sogar das Leben von Verkehrsteilnehmern auf dem Spiel. Angesichts dessen haben wir für diesen Vorstoss die 
Form einer Motion gewählt. 

Die Motionäre fordern den Regierungsrat auf, innert sechs Monaten beim Bundesamt für Strassen vorstellig zu 
werden und zu beantragen: 

 Es sei die Spurführung am Gellert-Dreieck Richtung Norden so anzupassen, dass die Anzahl der Unfälle auf 
höchstens das für Autobahnen durchschnittliche Mass reduziert wird. 

 Dazu sei insbesondere, aber nicht ausschliesslich, die künstliche Verkürzung der Einfahrt aus dem Gundeli 
aufzuheben 

 Es seien alle weiteren möglichen Anpassungen vorzunehmen, um diesen Abschnitt der A2 als 
Unfallschwerpunkt zu entschärfen. 
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Gianna Hablützel-Bürki, Beat K. Schaller, Roger Stalder, Olivier Battaglia, Erich Bucher, Lorenz Amiet, 
Andrea Strahm, Lydia Isler-Christ, Philippe Karger, Jeremy Stephenson, Daniel Albietz 

 

 

3. Motion betreffend Regelungen für die Übernahme von Mandaten durch 
ehemalige Regierungsrät*innen und weitere Amtsträger*innen 

22.5466.01 
 

Bei der Diskussion um die Motion betr. Karenzfrist für ehemalige Mitglieder des Regierungsrats (22.5166.01) wurde 
offenbar, dass transparente Regelungen für die Übernahme von Mandaten durch ehemalige Regierungsrät*innen 
mehrheitlich gewünscht werden.  

Die Schaffung solcher Regelungen entspricht den Gepflogenheiten in einem modernen, demokratischen 
Staatswesen. Zudem würden die Schaffung und Kommunikation gewisser Regeln dem Unbehagen und 
Unverständnis der Bevölkerung in Bezug auf die Übernahme von bezahlten Mandaten, Verwaltungsratsposten etc. 
von ehemaligen Regierungsrät*innen kurz nach ihrem Ausscheiden aus dem Amt Rechnung tragen.  

Die Unterzeichnenden beauftragen deshalb den Regierungsrat, gesetzliche Regelungen für die Übernahme von 
bezahlten Mandaten durch Mitglieder des Regierungsrats nach dem Ausscheiden aus ihrem Amt zu schaffen.  

Diese Regelungen sollen auch Organisationen betreffen, welche ganz oder teilweise im Eigentum des Kantons sind 
oder vom Kanton beherrscht werden.  

Zudem sollen Compliance-Regelungen erlassen und kommuniziert werden für sämtliche Beteiligungen und 
Beauftragungen bei denen der Regierungsrat das Wahlgremium ist. 

Insbesondere soll eine angemessene Wartefrist für die Übernahme solcher Mandate festgelegt werden.  

Heidi Mück, Oliver Thommen, Joël Thüring, Luca Urgese, Beda Baumgartner 

 

 

4. Motion betreffend Niederschwelliger Zugang zur Kriseninterventionsstation 
(KIS) 

22.5467.01 
 

Die Kriseninterventionsstation (KIS) der Universitären Psychiatrischen Klinik (UPK) wird im März 2023 vom 
Universitätsspital Basel (USB) auf den Campus der UPK verlegt. Dies einzig deshalb, weil das USB vor dem 
geplanten Umbau vorübergehend zu wenig Kapazitäten hat, um die KIS in seinen Räumlichkeiten unterzubringen. 
Die Leitung der UPK und der Regierungsrat haben die Öffentlichkeit über den Entscheid im Frühjahr 2022 informiert. 
Fachpersonen, Zuweiser:innen und Patient:innen sowie zahlreiche Berufsverbände haben sich daraufhin gegen die 
Verlegung der KIS auf den Campus der UPK gewehrt und ihre fachlichen Bedenken zum Ausdruck gebracht. Denn 
diese Verlegung bedeutet einen einschneidenden Bruch mit dem seit 1991 bewährten Modell einer KIS, die aufgrund 
ihrer Anbindung an ein Spital (und nicht eine Psychiatrie) mitten in der Stadt ein niederschwelliges, wichtiges 
Angebot in der Gesundheitsversorgung darstellt. Dieser wegweisende Paradigmenwechsel wird mit dem Umzug 
zurück auf den Campus rückgängig gemacht und widerspricht dem Anspruch der integrierten Versorgung. 
Entsprechend forderten die Verbände die Prüfung alternativer Lösungen, damit die KIS weiterhin ausserhalb des 
Psychiatriegeländes (am besten in einem akutsomatischen Spital) weitergeführt werden kann. Gemäss Aussagen der 
UPK-Leitung ist der Umbau eines Gebäudes für die Aufnahme der KIS auf dem UPK-Campus bereits initiiert, 
alternative Lösungen wurden verworfen.  

Wieso ist es trotzdem von grosser Relevanz, dass die KIS mittelfristig wieder vom Campus wegzieht? Um einen 
möglichst niederschwelligen Zugang zur psychiatrischen Versorgung zu gewährleisten, sollte die KIS ausserhalb des 
Geländes der UPK liegen. Nach wie vor haben viele Patient:innen Vorurteile und Stigmatisierungsängste gegenüber 
der psychiatrischen Klinik und selber Angst davor, sich als krank wahrzunehmen, weshalb es für diese Patient:innen 
bedeutend einfacher ist, ausserhalb statt innerhalb einer psychiatrischen Klinik Hilfe zu suchen. Eine 
Krisenintervention ausserhalb der Klinik ist äusserst wichtig – damit Patient:innen sich in Krisen trotz 
Stigmatisierungsängsten möglichst schnell in eine Behandlung begeben und so der Krankheitsverlauf durch ein 
schnelles Eingreifen deutlich verkürzt werden kann. Diese Einschätzung teilen beinahe alle Fachpersonen, die in 
direktem Kontakt mit Klient:innen sind. Sie nehmen solche Ängste tagtäglich wahr.  

Zudem empfiehlt das neue Psychiatriekonzept Basel-Stadt und Baselland – an dem auch die UPK wesentlich 
mitbeteiligt ist – «niederschwellige offene Kriseninterventionsstationen, die idealerweise ausserhalb der Kernkliniken 
lokalisiert sind».  

Die Motionär:innen fordern vom Regierungsrat, dass  

1. zusammen mit der UPK innerhalb von 5 Jahren ein Platz für die KIS in der Stadt, ausserhalb des 
Psychiatriegeländes realisiert wird mit folgenden Prioritäten: 

a. idealerweise im Universitätsspital Basel 

b. in einem akutsomatischen Spital, da die enge Kooperation zwischen Somatik und Psychiatrie im Sinne der 
medizinischen integrierten Versorgung zukunftsweisend ist. 

c. Sollte sich dort kein Platz finden, dann in einer anderen Lokalität in der Stadt, gut angebunden an das 
USB.  



 

Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt 
 
Seite 46   -   9. / 16. November 2022 Anhang zum Protokoll 35. - 38. Sitzung, Amtsjahr 2022 / 2023 

 
 

2. Alternativ zu Punkt 1 ist auch eine Frist von 10 Jahren denkbar, sollte eine Wiederaufnahme der KIS innerhalb 
der Neubauten auf dem Campus des USB realisierbar sein. 

Melanie Nussbaumer, Fleur Weibel, Melanie Eberhard, Daniela Stumpf, Georg Mattmüller, Oliver 
Bolliger, Christoph Hochuli, Sandra Bothe, Alexandra Dill, Niggi Daniel Rechsteiner 

 

 

5. Motion betreffend sexualisierte Gewalt: Prävention soll bereits in der Schule 
beginnen 

22.5469.01 
 

In der Schweiz sind viele Kinder und Jugendliche von sexualisierter Gewalt betroffen. Die Zahl der Straftaten hat 
schweizweit 2021 zugenommen, in Basel leicht abgenommen. Es ist von einer hohen Dunkelziffer auszugehen. Auch 
sind die Kinder vermehrt durch das Internet mit sexualisierter Gewalt konfrontiert. Deshalb soll Prävention gegen 
sexualisierte Gewalt bereits an der Schule beginnen. Gemäss dem Schreiben 19.5242.02 des Regierungsrates 
werden folgende Präventionsprogramme angeboten: 

«Zur Prävention von sexueller Gewalt besuchen alle 3. Primarklassen obligatorisch das Programm «Mein Körper 
gehört mir», das vom Kinderschutz Schweiz lanciert wurde. Zudem sind alle Lehrpersonen verpflichtet, einen 
Sensibilisierungsanlass zum Thema Prävention vor sexueller Gewalt an Kindern zu besuchen. Für die 
Erziehungsberechtigten findet ein freiwilliger Elternabend zur Thematik statt. Den Schulen stehen zudem weitere 
Präventionsangebote, wie etwa «Willsch mit mir goh?» oder «180° Basel» des Dienstes für Prävention der 
Kantonspolizei zur Verfügung. Diese können über die Datenbank des kantonalen «Schulnetz21 der 
gesundheitsfördernden und nachhaltigen Schulen» eingesehen werden. In den höheren Klassen der Primarschule 
und in der Sekundärschule erteilen die Lehrpersonen altersgerechten Sexualkundeunterricht. Die 
Erziehungsberechtigten werden vorgängig über die Inhalte des Unterrichts informiert. Zudem wird aktuell im Basler 
Ferienpass ein kostenloses Selbstbehauptungsprogramm mit dem Titel «Die Jugendpolizei hilft: Sicher durchs 
Leben!» für Jugendliche im Alter zwischen zehn bis zwölf Jahre angeboten. An der Berufsfachschule Basel-Stadt ist 
im Rahmen der Gesundheitsförderung ein Programm zum Thema «Selbstbestimmung in der Sexualität» in Planung. 
Auch am Zentrum für Brückenangebote wird das Thema sexuelle Gewalt zu Beginn des Schuljahrs in allen Klassen 
durch die Standortleitungen präventiv angesprochen.» 

Lediglich ein Programm in der 3. Primarklasse scheint obligatorisch zu sein. Ein Sensibilisierungsanlass sowie ein 
freiwilliger Elternabend genügen jedoch nicht bei der zunehmenden Brisanz dieses Themas, insbesondere auch im 
Hinblick der Nutzung der sozialen Medien, wo die jungen Erwachsenen früher und öfters mit dem Thema Sexualität, 
zumeist auch unkontrolliert, konfrontiert werden. Zudem sind junge Erwachsene anscheinend vermehrt sexuell 
anzüglichen Rufen oder sonstigen Lauten im öffentlichen Raum ausgesetzt, wie das Thema Catcalling gezeigt hat. 
Daher fordern die Motionärinnen und Motionäre, die Präventionsmassnahmen betreffend sexualisierte und öffentliche 
Gewalt an den Schulen zu verstärken. 

Die Unterzeichnenden beauftragen den Regierungsrat, innert zwei Jahren ein Konzept auszuarbeiten, das ein 
Präventionsangebot in der Primar- und Sekundarschule in Bezug auf sexualisierte Gewalt obligatorisch vorsieht und 
welches alle Beteiligten, also die Lehrpersonen sowie auch die Jugendpolizei unter dem Aspekt der sozialen Medien, 
mit einbezieht. 

Karin Sartorius, Luca Urgese, Melanie Nussbaumer, Alexandra Dill, Mark Eichner, Michela Seggiani, 
Salome Bessenich, Tonja Zürcher, Fleur Weibel, Sasha Mazzotti, Catherine Alioth, Franz-Xaver 
Leonhardt, David Wüest-Rudin, Pascal Pfister, David Jenny, Brigitte Kühne, Annina von Falkenstein, 
Niggi Daniel Rechsteiner, Erich Bucher, Christian von Wartburg, Beat Braun, Mahir Kabakci, Michael 
Hug, Tim Cuénod, Corinne Eymann-Baier, Sandra Bothe, Jenny Schweizer, Nicole Amacher, Salome 
Hofer, Heidi Mück, Edibe Gölgeli, Barbara Heer, Andreas Zappalà 

 

 

6. Motion betreffend Schaffung von Voraussetzungen für Co-Ämter im 
Regierungsrat 

22.5470.01 
 

Nachdem ein vom Regierungsrat in Auftrag gegebenes externes Rechtsgutachten1 im April 2020 zum Schluss 
gekommen war, dass eine Co-Kandidatur für die Regierungsratswahlen nicht mit der Bundesverfassung und dem 
kantonalen Recht vereinbar sei, hat die Staatskanzlei beschlossen, für die Regierungsratswahlen 2020 keine 
Wahlvorschläge zuzulassen, die darauf abzielen, dass sich zwei Personen das Amt in irgendeiner Form teilen 
können2.  

BastA! hatte damals ein Kurzgutachten vorgelegt, welches dieser Schlussfolgerung widerspricht. Inzwischen gibt es 
auch weitere juristische Meinungsäusserungen, die die Frage der Co-Kandidatur anders beurteilen und durchaus 
Wege sehen, wie die Kantone solche neuen Modelle der politischen Teilhabe ermöglichen können.3 Es ist also in 
Anbetracht des Recht auf freie Willensbildung und unverfälschte Stimmabgabe (Art. 34 Abs. 2 BV) keinesfalls von 
vornherein unzulässig, wenn zwei Co-Kandidierende nur im «Doppelpack» gewählt werden können. 

Mittlerweile ist Jobsharing in vielen Bereichen der Arbeitswelt eine Realität. Nicht nur gleichstellungspolitische 
Gründe wie zum Beispiel die bessere Vereinbarung von Berufs- und Familienarbeit sprechen dafür, dass auch auf 
der Regierungsebene die Möglichkeit von Job-sharing geschaffen werden soll. Wenn sich zwei Personen das Amt 
einer Regierungsrätin/eines Regierungsrats teilen, dann teilen sie nicht nur Zeit, Arbeit, Verantwortung und Lohn, 
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sondern sie tragen zu einer fachlichen und inhaltlichen Stärkung dieser Position bei, da sie verschiedene 
Qualifikationen und verschiedenes Know-How einbringen können.  

Da das Amt einer Regierungsrätin/eines Regierungsrats nicht in allen Punkten mit einer Kaderstelle zu vergleichen ist 
sind einige Rahmenbedingungen für eine Teilung dieses Amtes im Voraus festzulegen.  

Die Unterzeichnenden schlagen folgende Regelungen vor:  

- Es sollen Co-Kandidaturen von 2 Personen ermöglicht werden.  

- Die beiden Co-Regierungsrät*innen werden gemeinsam für 4 Jahre gewählt. Bei einem Rücktritt einer Person 
wird eine Neuwahl für das gesamte Amt abgehalten. Die verbleibende Person kann sich mit einer anderen 
Person oder auch alleine wieder zur Wahl stellen. 

- Dementsprechend soll das Amt von 2 Personen gemeinsam wahrgenommen werden können und das 
Departement wird bei einer Wahl von 2 Personen gemeinsam geführt. 

- Sie tragen die Verantwortung gemeinsam. 

- Bei Abstimmungen im Regierungsrat haben sie gemeinsam nur eine Stimme.  

- Das Gehalt entspricht je 50% eines üblichen Gehalts für Regierungsrät*innen. 

Nach Auffassung der Motionärinnen braucht es keine gesetzliche Regelung über die Art und Weise der 
Aufgabenteilung innerhalb des Jobsharings resp. der internen Zuständigkeiten, der gemeinsamen Meinungsbildung 
und Entscheidungsfindung, da dies eine operative Frage ist und die Co-Regierungsrät*innen das Amt gemeinsam 
ausüben und entsprechend gemeinsam die Verantwortung tragen. 

Die Unterzeichnenden beauftragen den Regierungsrat, innert dreier Jahre einen Vorschlag für die Änderung der 
Kantonsverfassung (§ 101 Abs. 2 KV und allenfalls weitere §§), des Wahlgesetzes (§ 37 Abs. 2 und allenfalls weitere 
§§) auszuarbeiten, damit Co-Kandidaturen für ein Amt im Regierungsrat mit den vorgeschlagenen 
Rahmenbedingungen zukünftig möglich sind. 
1 Prof. Dr. Dr. h.c. Andreas Kley: Gutachten über eine Doppelkandidatur fü̈r ein Regierungsratsmandat, Im Auftrag des Kantons 

Basel‐Stadt, vertreten durch die Staatskanzlei vom 14. April 2020  
2 Medienmitteilung des Präsidialdepartements vom 20. April 2020  
3Julian Marbach, Jobsharing, Co-Kandidaturen und Stimmrechtsfreiheit, in: Jusletter 27. September 2021  

Heidi Mück, Raffaela Hanauer, Tonja Zürcher, Nicola Goepfert, Barbara Heer, Melanie Nussbaumer, 
Beda Baumgartner, Karin Sartorius, Nicole Strahm-Lavanchy, Johannes Sieber, Tobias Christ, Fleur 
Weibel, Raphael Fuhrer 

 

 

 

Anzüge 

 

 

1. Anzug betreffend Meldepflicht für den Einbau von Dachfenster als Teil der Solar- 
und PV-Anlage 

22.5471.01 
 

Die wirkungsvolle Dämmung der Fenster, deren Beschaffenheit und Qualität bezüglich ihres Wärmedämmvermögens 
sind ein wesentlicher Bestandteil für eine ökologisch nachhaltige Ertüchtigung einer Liegenschaft. Neben dieser 
Energieeffizienz spielen beim Fenster aber noch andere Komponenten resp. Vorteile eine bedeutende Rolle. Sie 
schaffen nicht nur die Sicht nach innen und aussen, sondern sie beeinflussen auch das Raumklima und senken den 
Licht-Stromverbrauch massgeblich. Aus diesem Grund sind sie als zentraler Bestandteil einer nachhaltigen 
Gebäudeenergie-Konzeption einzusetzen. Die lange Lebensdauer von 25 bis 40 Jahren trägt das ihrige dazu bei.  

Bei Dachfenstern ist dieser Effekt um einiges höher, vorallem wenn sie neu eingebaut werden: Gutes Tageslicht 
sowie Frischluftversorgung wirken sich positiv auf Wohlbefinden, Leistungsfähigkeit, Stimmung und Gesundheit aus. 
Neue Normen zu ausreichender Tageslichtversorgung (die Norm SN EN 17037 Tageslicht in Gebäuden sowie SIA 
387/4 Elektrizität in Gebäuden – Beleuchtung) machen darauf aufmerksam, dass dieser Aspekt bisher vernachlässigt 
wurde. Genügend Tageslicht fördert den Wohnkomfort und trägt wesentlich zu der Wertigkeit unserer Wohnräume 
bei.  

Am 17.11.2021 wurde die Motion Jürg Stöcklin und Konsorten betreffend «Aufbruch ins Solarzeitalter» (21.5236) 
vom Grossen Rat an den Regierungsrat überwiesen mit dem Auftrag, eine Vorlage auszuarbeiten. Diese Forderung 
hat allerdings zur Folge, dass grosses Potenzial zur Erhöhung der Sanierungsrate im Dachstock verloren geht. Denn 
trotz laufender Bemühungen sind noch viele Dachstockwerke im Kanton nicht ausgebaut. Im Sinne der inneren 
Verdichtung ist es von Vorteil, wenn ungenutzte Dachstockwerke in nutzbare Wohnflächen umgewandelt werden, 
sofern aufgrund des Ausbaus neue Wohnungen entstehen. Aus diesem Grund ist das Zusammenspiel von 
Dachfenstern und Solaranlage zu fördern. Im Zuge der Ausarbeitung der erwähnten Motion ergibt sich die 
Möglichkeit, den Baubewilligungsprozess für Dachfenster zu vereinfachen. Die Baubewilligungspflicht soll zu einer 
Meldepflicht für Dachfenster umgewandelt werden, sofern ihr Einbau im Zusammenhang mit einer Solar- oder PV-
Anlage erfolgt. Dies wäre ein wichtiger Schritt hin zu einem optimierten Energieverbrauch der Gebäudehülle. Auch 
aus optischer Sicht spricht nichts dagegen: wird eine Solaranlage auf einem Dach installiert, geschieht bereits ein 
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sichtbarer Eingriff in die Gebäudehülle. Werden im gleichen Zug an die Solaranlage angepasste und 
energieeffiziente Dachfenster eingebaut, bleiben die sichtbaren Auswirkungen auf den Ortsbildschutz minim.  

Die Unterzeichnenden bitten den Regierungsrat zu prüfen und zu berichten, ob der Einbau von Dachfenstern, wenn 
sie Teil einer Solar- oder PV-Anlage sind, als meldepflichtig gelten können. Eine Umsetzung würde sich im Zuge der 
Ausarbeitung der Motion Jürg Stöcklin und Konsorten betreffend «Aufbruch ins Solarzeitalter» (21.5236) anbieten.  

Andreas Zappalà, René Brigger, Jeremy Stephenson, Karin Sartorius, Franz-Xaver Leonhardt, Beat 
Braun, Luca Urgese, Heidi Mück, Michael Hug, Nicole Strahm-Lavanchy, Mark Eichner, Daniel Hettich 

 

 

2. Anzug betreffend Reduktion der Arbeitszeit bei den Polizistinnen und Polizisten 
im Schichtdienst sowie weiteren Kantonsangestellten 

22.5472.01 
 

In den vergangenen drei Jahren hat sich die zuvor schon knappe Personalsituation bei der im Schichtdienst 
arbeitenden Polizeimannschaft dramatisch verschärft. Über 90 Stellen, Stand Ende Juni 2022, blieben unbesetzt. 
Das verbliebene Personal wird dadurch zusätzlich stark belastet und einzelne Mitarbeitende haben an weniger als 10 
ganzen Wochenenden frei pro Jahr. Es gelingt derzeit nicht, die Situation zu verbessern, das Gegenteil ist der Fall: 
Die für die verbleibenden Polizistinnen und Polizisten unhaltbaren Arbeitsbedingungen verschärfen sich weiter, was 
zu einer Zunahme von Kündigungen sowie Kurz- und Langzeitausfällen aus gesundheitlichen Gründen führen wird. 
Beim Anzug geht es in erster Linie um die regelmässig im Schichtdienst arbeitenden Polizistinnen und Polizisten, bei 
welchen im Gegensatz zum Sanitätsdienst und zur Feuerwehr auch keine altersbedingten Entlastungen vorgesehen 
sind. Ganz allgemein könnte in einem nächsten Schritt auch die 40-Stunden-Woche für Staatsangestellte geprüft 
werden. 

Die Polizei ist verantwortlich für Ruhe, Sicherheit und Ordnung, was in Basel eine grosse Herausforderung darstellt 
und immer schwieriger wird. Gemäss der Kantonspolizei ist die Polizei nicht mehr in der Lage, ihren Auftrag richtig 
auszuführen. Bereits mussten private Firmen beigezogen werden, um hoheitlichen Aufgaben auszuführen. 

Die vierjährige Ausbildung in Hitzkirch und Basel-Stadt ist sehr kostspielig und schon aus diesem Grund muss alles 
dafür getan werden, die Polizistinnen und Polizisten in Basel-Stadt zu halten und sie nicht an andere Korps zu 
verlieren. 

Eine Chance, um etwas mehr Freiheit und Flexibilität zu ermöglichen, wäre als erstes eine Verkürzung der 
wöchentlichen Arbeitszeit. Der zusätzliche Nachtdienst könnte so wegfallen, wie man es vor über 35 Jahren 
versprochen hatte. Es wäre ein wichtiges Zeichen der Politik, den Anzug zu überweisen, damit vor allem die 
Kündigungen zurückgehen, sich aber auch mehr Personen wieder für diesen sehr interessanten Beruf entscheiden 
könnten.  

Sollte der Regierungsrat der Meinung sein, das 40-Stunden-Modell sei auch auf weitere Kantonsangestellte zu 
erweitern, wäre dies ebenfalls prüfenswert, bei der im Schichtdienst arbeitenden Polizei ist es nun jedoch zehn nach 
zwölf und deswegen sehr dringend.  

Die Unterzeichneten bitten den Regierungsrat zu prüfen und zu berichten, 

1. wie er eine Arbeitszeitreduktion bei den im Schichtdienst arbeitenden Polizistinnen und Polizisten umsetzen 
könnte. 

2. ob eine solche Arbeitszeitreduktion zeitnah eingeführt werden kann. 

3. mit welchen anderen Arbeitszeitmodellen oder auf welchen Wegen die im Schichtdienst arbeitenden 
PolizistInnen im genannten Sinn entlastet werden können, falls der Regierungsrat eine Arbeitszeitreduktion 
als nicht zielführend erachtet. 

4. ob eine Arbeitszeitreduktion auf 40 Stunden für weitere Kantonsangestellte eine zusätzliche Möglichkeit 
darstellt, um moderne und der heutigen Zeit angepasste Arbeitsplätze im Kanton Basel-Stadt anzubieten. 

Felix Wehrli, Jenny Schweizer, Jean-Luc Perret, Daniel Hettich, Mahir Kabakci, Daniel Albietz, Heidi 
Mück, Nicole Strahm-Lavanchy, Toya Krummenacher, Roger Stalder, Pascal Messerli 

 

 

3. Anzug betreffend Präventions- und Kommunikationskampagne gegen 
sexualisierte Gewalt 

22.5473.01 
 

Mit dem Pilotprojekt «Halt Gewalt» wird in diesem Herbst das Thema häusliche Gewalt thematisiert. Die 
Anzugstellenden begrüssen diese Massnahme. Die Bevölkerung nimmt durch die Medien aber vor allem die 
öffentliche und sexualisierte Gewalt in Basel-Stadt wahr. Vom Regierungsrat wurde zu diesem Thema lediglich am 
16. Juni informiert, dass auch der Schwerpunkt der Kriminalitätsbekämpfung u.a. auf die sexualisierte Gewalt und auf 
die Gewaltdelikte im öffentlichen Raum gelegt wird, mehr Informationen gab es dazu nicht.  

Die Basler Polizei bietet beispielsweise K.O.-Armbänder an, an welchen getestet werden kann, ob man Opfer von 
K.O.-Tropfen wurde. Die Abgabe der Bändeli erfolgt seit der Rhylax-Kampagne vor allem in den Abend- und 
Nachtstunden durch die Jugend- und Präventionspolizei. Eine öffentliche Kommunikation dieser Massnahmen wurde 
nie wahrgenommen. Es ist schade, wenn das ganze Potential solch positiver Massnahmen nicht ausgeschöpft wird. 
Die Zielgruppe wird so gar nicht vollständig angesprochen. Es scheint grundsätzlich, dass das Thema sexualisierte 
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Gewalt in der Kommunikation zu kurz kommt. So wurde auch das Angebot der Schrillalarme, die die Basler Polizei 
anbietet, mangelhaft kommuniziert. 

Die Unterzeichnenden bitten den Regierungsrat zu prüfen und zu berichten, wie eine Kampagne zum Thema 
öffentliche und/oder sexualisierte Gewalt lanciert werden und mittels welcher Massnahmen diese an das Pilotprojekt 
«Halt Gewalt» geknüpft werden kann. Ebenfalls bitten die Unterzeichnenden den Regierungsrat zu prüfen und zu 
berichten, wie die Kampagne «Wo ist Luisa» erneut gepusht und wie die Kommunikation der K.O.-Armbänder und 
der Schrillalarme verstärkt werden kann. 

Beat Braun, Andreas Zappalà, Erich Bucher, Karin Sartorius, Sandra Bothe, Melanie Nussbaumer, 
Luca Urgese, Mahir Kabakci, David Jenny, Mark Eichner 

 

 

4. Anzug betreffend Hotspots der sexualisierten Übergriffe resp. der Hotspots der 
Gewaltdelikte in Basel 

22.5474.01 
 

Es gibt einen hohen Anteil an Frauen, die sich nachts draussen in Basel nicht sicher fühlen. In einer 2019 
durchgeführten Bevölkerungsumfrage fühlten sich von 1161 Frauen lediglich 72,6 Prozent in der Nacht sehr sicher 
oder eher sicher. Ein signifikanter Unterschied zu den Männern, wo der Anteil, der sich sehr sicher oder eher sicher 
fühlt, 92,6 Prozent ausmachte. 

In seiner Medienmitteilung vom 16. Juni 2022 zu den Schwerpunkten zur Kriminalitätsbekämpfung hat der Basler 
Regierungsrat verlauten lassen, dass die Massnahmen bei der Bekämpfung von Gewaltdelikten verfeinert werden 
sollten. Viele Gewaltdelikte passieren an sogenannten Hotspots, wie z.B. Kaserne und Unterer Rheinweg und sind 
somit der Basler Polizei bekannt. Martin Roth, Kommandant der Basler Polizei hat zudem in einem Bericht der Basler 
Zeitung vom 23. September 2021 gesagt, dass zur Senkung der Deliktquote neu auch Daten und Einschätzungen 
mit in die Arbeit einfliessen. Bei öffentlicher und sexualisierter Gewalt spielt das subjektive Sicherheitsgefühl eine 
grosse Rolle.  

Die Anzugstellenden bitten daher den Regierungsrat zu prüfen und zu berichten, welche Hotspots bisher bekannt 
sind und welche Daten zur Erhebung eingesetzt werden. Ebenfalls bitten die Anzugstellenden um Prüfung und 
Bericht, ob das subjektive Empfinden mangelnder Sicherheit an öffentlichen Orten in einer separaten oder nächsten 
Bevölkerungsumfrage abgefragt werden kann, damit entsprechende Massnahmen umgesetzt werden können und 
das allgemeine Gefühl der Sicherheit, insbesondere für Frauen, wieder verstärkt werden kann. 

David Jenny, Luca Urgese, Karin Sartorius, Beat Braun, Andreas Zappalà, Gianna Hablützel-Bürki, 
Joël Thüring, Erich Bucher, Mark Eichner 

 

 

5. Anzug betreffend Verständlichkeit der Kommunikation der kantonalen Verwaltung 22.5475.01 
 

Informationen, Formulare oder Verfügungen des Kantons sind für viele Menschen schwer oder nicht verständlich, 
müssen jedoch verstanden werden für Anmeldungen, Deklarationen oder Anweisungen. 

Es kann allerdings nicht sein, dass die Verwaltung bzw. die Verwaltungsangestellten in einer Art kommunizieren, 
dass Klara und Otto Normalbürger:in grundsätzlich einen Fachberater oder eine Juristin zum Verstehen von 
allgemeinen und instruierenden Informationen, von Formularen oder individuellen Verfügungen brauchen. 

Dienststellen und Ämter, die mit Menschen mit geringem Sprachverständnis, sozialen oder psychischen 
Beeinträchtigungen zu tun haben, sollten für eine unterstützende und konstruktive Sprache bzw. eine verständliche 
Bürger:innenkommunikation sorgen, auch wenn der Inhalt der Kommunikation komplex, fordernd oder belastend ist. 
Dies gilt für die persönliche Begegnung, aber auch für die schriftliche Korrespondenz sowie generell für die textliche 
oder audiovisuelle Kommunikation (Erklärvideo, Gebärdensprache, Einfache Sprache etc.). 

Die Unterzeichnenden bitten den Regierungsrat daher zu prüfen und zu berichten: 

1. Ist sich der Kanton der Problematik bewusst und welche Massnahmen haben der Kanton und die 
Departemente ggf. bereits ergriffen, um das Problem anzugehen? 

2. Sind der Kanton und die Departemente bereit, im Rahmen seiner Tätigkeit grundsätzlich eine bürgernahe 
Kommunikation einzuführen und welche (weitere) Massnahmen sind dafür vorgesehen? 

Georg Mattmüller, Melanie Nussbaumer, Balz Herter, Danielle Kaufmann, Joël Thüring, Karin 
Sartorius, David Wüest-Rudin, Anina Ineichen 
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Interpellationen 

 

 

Interpellation Nr. 114 betreffend Unterstützungsmassnahmen wegen steigender 
Energiekosten und drohendem Kaufkraftverlust 

22.5463.01 
 

Die dramatisch steigenden Energiepreise stellen Menschen mit tiefen Einkommen vor riesige Herausforderungen. 
Der Markt treibt die Energiepreise in untragbare Höhen. Die Preise sind weit weg von irgendwelchen realistischen 
Gestehungskosten und vertretbaren Margen.  

Die ausserordentliche Situation bringt jene in existenzielle Bedrängnis, die sowieso schon wenig Mittel zur Verfügung 
haben. Es zeichnet sich eine Krise ab, die weitere Menschen in die Armut treiben kann. Dies gilt es zu verhindern - 
und dazu braucht es staatliche Eingriffe. 

Die Schaffung neuer, komplexer Gefässe und Instrumente ist angesichts der unmittelbar drohenden existenziellen 
Not kein zielführender Weg. Es scheint jedoch dringend angebracht, bestehende Gefässe sofort entsprechend 
auszubauen oder zu nutzen. 

Ich bitte den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fragen: 

1. Wie können bestehende Sozialleistungen ausgebaut werden, um Personen, die am Existenzminimum leben, 
gezielt und rasch in dieser Krise zu unterstützen? Wie steht der Regierungsrat zu folgenden konkreten 
möglichen Massnahmen? 

a. Mietzinsbeiträge auf einen grösseren Kreis von Bezüger:innen ausweiten und erhöhen? 

b. Prämienverbilligungen erhöhen? 

c. Grundbedarf Sozialhilfe erhöhen? 

d. Mietzinsgrenzwert erhöhen? 

e. Familienzulagen erhöhen? 

f. Tagesbetreuungsbeiträge erhöhen? 

g. Ausbildungsbeiträge und Stipendien erhöhen? 

2. zu 1. b: Ist es denkbar, die Prämienverbilligungen neu überproportional statt wie bisher proportional zu den 
steigenden Krankenkassenprämien zu erhöhen? 

3. Ein bekanntes Hindernis zur Linderung finanzieller Not ist die Tatsache, dass viele Berechtigte die ihnen 
zustehenden Sozialleistungen aus Angst vor einer Stigmatisierung nicht beziehen. Welche Massnahmen 
werden ergriffen, damit der Nichtbezug von bestehenden Sozialleistungen gesenkt wird? 

4. Die viel höheren Energiepreise erschweren auch die Mobilität von Menschen mit wenig Geld. Kann eine sehr 
rasche Umsetzung des hängigen Vorstosses 22.5222 ("Basel-Soli-Ticket"; 
https://www.grosserrat.bs.ch/ratsbetrieb/geschaefte/2001111758) zum Sicherstellen der Mobilität und zur 
Entlastung der Betroffenen beitragen? 

5. Kann sich der Regierungsrat vorstellen, dass für Anpassungen bei den Sozialbeiträgen 10% 
Einkommenseinbusse reichen (anstatt wie bisher 20%), um zielgerichtet und rasch Menschen zu entlasten, 
die in prekäre Situationen geraten? 

6. Was plant der Regierungsrat zusätzlich, um die Kaufkraft zu stärken? 

Daniel Sägesser  

 

 

Interpellation Nr. 115 betreffend Grossräte und Regierungsräte, die nicht in Basel-
Stadt wohnen, dennoch aber Grossrat und Regierungsrat in Basel sind 

22.5479.01 
 

Von einem Chefbeamten im Kanton Basel-Stadt habe ich die Information, dass mindestens fünf (!!!!) Politiker 
(darunter Gross- und Regierungsräte) nicht im Stadt-Kanton wohnen. 

Es wäre aber schwer, dies den Politikern nachzuweisen. Dennoch wäre man diesen fünf Menschen auf der Spur und 
beobachte sie. 

Auch ich gehöre scheinbar zu den fünf Politikern, denen ein Regelverstoss vorgeworfen wird. Ich selbst habe ein 
Kind im Ausland und daher auch viele Behörden Termine im Ausland, was alles ganz legal ist. Dennoch habe ich mit 
der Kantons-Verwaltung eine Abmachung getroffen, damit ich auf der sicheren Seite bin. Dazu möchte ich aber in 
dieser Interpellation nicht mehr sagen. Es ist privat. 

In diesem Zusammenhang folgende Fragen: 

1. Ist der Regierung bekannt, dass mindestens fünf Basler Politiker (darunter Grossräte und ein Regierungsrat), 
die in Basel gewählt sind, angeblich nicht im Stadt-Kanton wohnen? 

2. Was wird da gemacht, ich meine, wie wird da recherchiert? Gegen Politiker, die angeblich nicht immer in 
Basel sind. 
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3. Ist ein Verfahren bei der Staatsanwaltschaft hängig, gegen einen Politiker, der angeblich nicht in Basel 
wohnhaft sein soll? (In meinem Fall ist diesbezüglich nichts hängig, wie Abklärungen ergaben). 

4. Wie ist konkret die Regelung, wenn man ein Ferienhaus im Ausland hat? 

5. Wie ist konkret die Regelung, wenn man ein Kind im Ausland hat? 

6. Was bedeutet konkret Lebensmittelpunkt? 

7. Viele Anwälte arbeiten weltweit und sind ständig unterwegs, aber sie sind in Basel gemeldet. Wie sind konkret 
die Melde-Vorschriften? 

8. Bestimmt wird die Regierung antworten, aus Datenschutz-Gründen können wir nichts sagen. Aber dann frage 
ich bitte: Auf was muss geachtet werden, damit es keinen Regelverstoss gibt? 

9. Wurden Grossräte oder Regierungsräte angegangen, wie ich z.B., in dem gesagt wurde: „Sie müssen 
aufpassen", sonst sind wir nicht mehr auf der sicheren Seite. Wurden andere Grossräte und andere 
Regierungsräte angesprochen auf ein mögliches Fehlverhalten? 

10. Es gab eine türkisch-stämmige Landrätin in BL, die vor rund 14 Jahren ihr Amt verloren hatte. Diese wurde 
scheinbar beschattet und es wurde ihr nachgewiesen, dass sie scheinbar in Basel-Stadt lebt und nicht in BL. 
Sie verlor ihr Amt. Ist so was auch in Basel-Stadt möglich? Wie kann ein Regierungsrat oder ein Grossrat sein 
Mandat verlieren? 

Eric Weber 

 

 

Interpellation Nr. 116 betreffend Erneute unterirdische Unterbringung von 
asylsuchenden Menschen 

22.5485.01 
 

In den Jahren 2015 und 2016 hatte der Kanton Basel-Stadt mehrere Zivilschutzanlagen (ZSA) zur Unterbringung von 
asylsuchenden Menschen eröffnet. Im Zusammenhang mit dieser unmenschlichen Form der Unterbringung wurden 
die Interpellation Müller-Walz (16.5107), die Interpellation Bertschi (16.5581) und die schriftliche Anfrage 
Lachenmeier (18.5142) eingereicht. Darin wird festgehalten, dass der Kanton grundsätzlich eine oberirdische 
Unterbringung aller asylsuchenden Menschen anstrebt.  

Aus einem Statement von direkt betroffenen Menschen geht hervor, dass im Kanton Basel-Stadt erneut drei 
unterirdische Anlagen eröffnet wurden. Dabei handle es sich um Aussenstationen des SEM. Diese seien vom Kanton 
zur Verfügung gestellt worden, weil es im Bundesasyllager (BAZ) zu wenig Platz hat. Im Statement schreiben die 
Betroffenen, dass über 50 Migrant:innen in einem einzigen Zimmer untergebracht seien. Gemäss Bericht seien die 
gesundheitliche Betreuung desaströs und kranke Personen erst nach Intervention in ein Krankenhaus gebracht 
worden. 

1. Welche unterirdischen Unterbringungen wurden dem SEM zur Verfügung gestellt? 

2. Wie lange werden diese dem SEM zur Verfügung gestellt? 

3. Wieso hat der Kanton dem SEM keine Unterbringung über Tag zur Verfügung gestellt? 

4. Wie gewährleistet Basel-Stadt im Zusammenhang mit dem BAZ, dass die Gesundheit und Sicherheit von 
allen Menschen gewahrt wird, die sich auf dem Boden des Kantons befinden? 

5. Wie werden Gesundheitsschutz und Brandschutz (versperrte Fluchtwege) durch den Kanton geprüft? 

6. Gibt es Mindestanforderungen und Richtlinien im Zusammenhang mit der Unterbringung von asylsuchenden 
Menschen? 

7. Nach welchen Kriterien werden die Migrant:innen den jeweiligen Unterbringungen zugeteilt? 

8. Wie hoch ist die Belegung in den Unterbringungen, aufgeschlüsselt nach Standort, Unterbringungsart 
(unterirdisch/über Tag) und Kapazität? 

Nicola Goepfert 

 

 

Interpellation Nr. 117 betreffend Situation von Transkindern und -jugendlichen im 
Kanton Basel- Stadt 

22.5487.01 
 

Die Fälle von Kindern und Jugendlichen, die erklären, «im falschen Körper» zu sein, nehmen in den westlichen 
Ländern stark zu. Die in den Vereinigten Staaten zu beobachtende massive Welle1 ist im Begriff, sich in gleichem 
Masse auch in Europa auszubreiten.  

Bereits heute werden in der Schweiz immer häufiger geschlechtsverändernde Therapien und Operationen an 
Minderjährigen durchgeführt. Beängstigend ist der Trend, dass normale Vorgänge während der Adoleszenz zur 
«Transidentität» erklärt und durch ein sog. «affirmatives» Behandlungsmodell mittels Namensänderung, 
Hormontherapien und Operationen verfestigt werden.  

Der ärztlichen Aufklärung der betroffenen Patienten kommt dabei eine enorme Bedeutung zu. Vor allem Kinder und 
Jugendliche dürften aufgrund ihrer noch ausstehenden kognitiven Reife in den wenigsten Fällen in der Lage sein, die 
Folgen von Pubertätsblockern, Hormontherapien und operativer Eingriffe abschätzen zu können.  
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Das Phänomen ist seit etwa 10 Jahren zu beobachten. Für diesen Zeitraum und bezogen auf unser Kantonsgebiet 
bitten wir deshalb den Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden Fragen:  

1. Anzahl der Diagnosen von Geschlechtsdysphorie bei Kindern unter 14 Jahren, 14-18 Jahre.  

2. Anzahl Therapien, unter 14 Jahren, 14-18 Jahre.  

3. Anzahl Transitionen unter 14 Jahren, 14-18 Jahre.  

a. Anzahl Brustentfernungen unter 14 Jahren, 14-18 Jahre.  

b. Anzahl Hormontherapien, unter 14 Jahren, 14-18 Jahre.  

c. Anzahl zivilrechtlicher Geschlechtsänderungen (und allenfalls damit verbundener Namensänderungen).  

4. Anzahl De-Transitionen unter 14 Jahren, 14-18 Jahre.  

5. Wie beurteilt der Regierungsrat die jetzige Situation?  

6. Wie schätzt der Regierungsrat die künftige Entwicklung ein?  

7. Welches sind die gesetzlichen Grundlagen für geschlechtsverändernde Eingriffe bei nicht volljährigen 
Personen?  

8. Berichten aus anderen Kantonen zufolge werden Eltern, welche sich gegen die Transition ihrer minderjährigen 
Kinder zur Wehr setzen, massiv unter Druck gesetzt. Welchen Einfluss gesteht der Regierungsrat den 
Eltern/Erziehungsverantwortlichen bei der Entscheidung ihrer minderjährigen Kinder zu?  

9. Sieht der Regierungsrat allenfalls Anpassungen an den gesetzlichen Grundlagen?  

10. Welche Massnahmen im Bereich Gender-Dysphorie ergreift der Regierungsrat bei der Ausbildung 
angehender Ärzte?  

11. Welche Massnahmen im Bereich Gender-Dysphorie ergreift der Regierungsrat bei der Ausbildung 
angehender Lehrer?  

12. Transgender-Denken entspringt in den allermeisten Fällen dem ideologisch beeinflussten 
Erwachsenendenken und nicht einer kindlich/jugendlichen Transgender-Festlegung. Ist der Regierungsrat 
bereit, entsprechende Aktivitäten von Transgender-Aktivisten in Kitas, Kindergarten, Primarschulen und 
vergleichbaren Einrichtungen zu verbieten? Wir bitten um eine klare Ja-/Nein-Antwort mit Begründung.  

1 Abigail Schrier: Irreversible Damage: The Transgender Craze Seducing Our Daughters  

Beat K. Schaller 

 

 

Interpellation Nr. 118 betreffend "IWB: Kunden schröpfen und Geld verprassen?" 22.5499.01 
 

Mit Erstaunen nahm man bei den diesjährigen Swiss Indoors zur Kenntnis, dass sich das regionale 
Energieunternehmen IWB als Werbepartner in der Liga der internationalen Topfirmen wie Emirates oder Sharp 
bewegen will. Ein solches Engagement dürfte eine fünf- bis sechsstellige Summe kosten. Mindestens in ähnlicher 
Grössenordnung bewegen sich die Kosten der TV-Spots, mit denen die IWB die Zuhörerschaft des nationalen TV in 
den (im Tennis ja nicht seltenen) Spielpausen berieseln liess. 

Das Ganze in einer Zeit, in denen die IWB ihren Kunden massive Preiserhöhungen für Elektrizität und vor allem Gas 
zumutet. Auf der einen Seite also werden die Kunden mit dem Verweis auf die wirtschaftliche Lage geschröpft, auf 
der anderen Seite scheint die IWB-Kasse so gut gefüllt, dass man das Geld mit vollen Händen und ohne 
erkennbaren wirtschaftlichen Nutzen hinauswirft. Das wirft Fragen auf: 

1. Wie beurteilt der Regierungsrat das Vorgehen der IWB, gerade in diesen Zeiten ein solches finanzielles 
Engagement einzugehen? 

2. Sieht der Regierungsrat irgendeinen wirtschaftlichen Nutzen bei Werbemassnahmen eines regionalen 
Unternehmens auf nationaler TV-Ebene? Notabene, wenn dieses Unternehmen weitgehend dem Wettbewerb 
entzogen ist, weil die hiesigen Haushalte gar keine Alternative zur IWB haben. 

3. Wäre es nicht viel gescheiter gewesen, die anscheinend zur Verfügung stehenden Geldmengen in Form von 
Vergünstigungen der Tarife für die von massiven Erhöhungen geplagten Kunden einzusetzen? 

4. Der Regierungsrat ist zwar im VR der IWB nicht vertreten, wählt aber dessen Mitglieder. Ist er bereit, im 
Rahmen seiner Befugnisse dahingehen zu intervenieren, dass sich die IWB künftig solcher 
Geldverschleuderung enthält? 

5. Oder muss man dieses Engagement der IWB als Werbepartner der Swiss Indoors gegenteils als Quasi-
Auftrag des Regierungsrates sehen, um den mit Wegzug drohenden Turnierdirektor zu besänftigen und zum 
Festhalten am Turnierort Basel zu animieren? 

André Auderset 
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Interpellation Nr. 119 betreffend kurzfristige Umleitung Verkehr Wettsteinallee 22.5503.01 
 

Seit den Bauarbeiten für den ersten Teil der Erschliessung der Riehenstrasse ans Fernwärmenetz ist die 
Riehenstrasse stadteinwärts zwischen Riehenring und Hammerstrasse für den Auto- und LKW-Verkehr gesperrt. Der 
Verkehr leitet sich selbst um via Riehenring in die Wettsteinallee. Der Abschnitt der Wettsteinallee zwischen dem 
Kreisel Riehenring/Rührbergerstrasse und dem Wettsteinplatz ist eine Quartierstrasse mit Tempo 30 und 
Gegenverkehr. Seit der Teilsperrung der Riehenstrasse ist das Verkehrsaufkommen so stark angestiegen, dass die 
Kolonne teils mehrere Hundert Meter steht.  

Aufgrund der Verkehrsberuhigungsmassnahmen eignet sich die Wettsteinallee in diesem Abschnitt nicht für den 
Gegenverkehr von zwei PKWs, so dass sich die Autos während der Hauptverkehrszeiten gegenseitig blockieren und 
die Velos schon gar nicht mehr durchkommen. Genervte Velofahrer weichen auf das Trottoir aus, um dort auf noch 
genervtere Fussgänger und Quartieranwohner zu treffen. Kreuzen sich zwei LKWs, geht gar nichts mehr.  

Die Wettsteinallee dient in diesem Abschnitt als Fussweg für Kindergärtner, Primar- und Sekundarschüler. Zudem 
befindet sich eine Alterssiedlung mit Quartierzentrum im Geviert, eine Entflechtung ist daher angezeigt.  

Sinnvoll wäre eine Umleitung des Verkehrs stadteinwärts via Peter-Rot-Strasse und Grenzacherstrasse, oder eine 
temporäre Einbahnregelung für die Wettsteinallee oder die Umleitung der Velofahrer in die Riehenstrasse, alles 
allenfalls beschränkt auf die Hauptverkehrszeiten. 

Daher stellt der Unterzeichnete die folgenden Fragen: 

1. Hält es der Regierungsrat ganz generell für angezeigt, während baubedingten Teilsperrungen von 
Zufahrtsstrassen den Verkehr umzuleiten? 

2. Wäre es nicht sinnvoll, während der Teilsperrung der Riehenstrasse die Wettsteinallee im Abschnitt Kreisel 
Riehenring bis Wettsteinplatz für Autos und LKWs ausschliesslich einspurig (Einbahnverkehr) stadteinwärts 
zu führen, so dass sich auch in Hauptverkehrszeiten Autos und Velos kreuzen können? 

3. Ist eine Teilsperrung für LKWs (Anlieferungen ausgenommen) rasch umsetzbar? 

4. Wären solche Verkehrsregimes allenfalls auf die Hauptverkehrszeiten (z.B. werktags zwischen 07.30 und 
09.00 Uhr und zwischen 16.30 und 18.30 Uhr) beschränkt umsetzbar? 

Mark Eichner 

 

 

Interpellation Nr. 120 betreffend Fernwärme 22.5504.01 
 

Die Fernwärme wird von den IWB als «klimafreundliche Wärmequelle für Kunden in Basel-Stadt» bezeichnet. 
Unlängst hat der Grosse Rat deshalb auch Investitionen von 460 Millionen Franken bewilligt, um das Fernwärmenetz 
auszubauen. Eine kollektive Wärmeversorgung ist unbestritten sinnvoll.  

Hingegen braucht es Transparenz hinsichtlich der Umwelt- und Klimaverträglichkeit der Wärmeerzeugung; für den 
Prozess werden aktuell offenbar fossile Brennstoffe eingespiesen. Auch kann nicht damit gerechnet werden, dass die 
heute vorhandene Abfallmenge ausreichend sein wird, wenn die Leistung durch Ausweitung des Netzes erhöht 
werden muss. Gewisse Abfallstoffe wie Plastik sollen künftig recycliert werden und werden deshalb für die 
Verbrennung entfallen. Unlängst wurde medial die Thematik rund um Abfallzukäufe aufgenommen. Dank der 
erfolgreichen Bewusstseinsschärfung rund um eine geringe Abfallproduktion und konsequentes Recycling könnte zur 
Aufrechterhaltung der «klimafreundlichen Wärmequelle» auch in Basel-Stadt die Erhöhung der Zufuhr fossiler 
Brennstoffe oder das Zukaufen von Abfällen notwendig werden.  

In diesem Zusammenhang bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden Fragen:  

1. Wie hoch ist der Anteil an fossilen Brennstoffen in der Wärmeproduktion für das Basler Fernwärmenetz?  

2. Wie viel CO2 wird durch die Kehricht-Verbrennung in Basel freigesetzt?  

3. Wie hoch ist dieser Anteil gemessen am Gesamtausstoss von CO2 im Kanton?  

4. Wie viel Prozent des Kehrichts sind Plastikabfälle?  

5. Was wären die Folgen für die Fernwärmeerzeugung, wenn diese Plastikabfälle künftig recykliert statt 
verbrannt würden?  

6. Reicht das Volumen des zu verbrennenden Abfalls, um die Leistung im erweiterten Netz zu erbringen?  

7. Ist es für den Kanton eine Option, Abfall zuzukaufen, um die erwartete Fernwärmeleistung aufrecht erhalten 
zu können?  

Raoul I. Furlano 

 

 

Interpellation Nr. 121 betreffend Erhöhung der Stromproduktion des Kraftwerks 
Birsfelden 

22.5505.01 
 

Im April 2007 beantwortete der Regierungsrat die Fragen der Interpellation von LDP-Grossrat Martin Hug zur 
Möglichkeit, im Kraftwerk Birsfelden, KWB, die Stromproduktion zu erhöhen. Der Regierungsrat wies damals darauf 
hin, dass gemäss einer Machbarkeitsstudie des KWB eine Erhöhung der Stromproduktion möglich sei, erwähnte aber 
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gleichzeitig die Forderungen der Umwelt- und Naturschutz-Organisationen sowie die rechtliche Situation hinsichtlich 
der Konzessionsdauer bis 2034. Grundsätzlich begrüsste der Regierungsrat damals die Wiederaufnahme der 
Diskussion über die Erhöhung der Stromproduktion «vor dem Hintergrund der gegenwärtigen Debatte um die 
Energiezukunft der Schweiz». 

Heute erleben wir eine im Vergleich zu 2007 deutlich veränderte Situation, wir sind von «Black-Out-Situationen 
bedroht. Entsprechend müssten unsere Anstrengungen zur Förderung der Energieeffizienz und der 
umweltfreundlichen Erzeugung von elektrischer Energie gesteigert werden. Das Kraftwerk Birsfelden könnte mehr 
Strom produzieren, falls der politische Wille und entsprechende Entscheide des Bundes, der Kantone Basel-Stadt, 
Basel-Landschaft, des Landes Baden-Württemberg vorliegen.  

Investitionen, die in grösserem Ausmass erforderlich wären, können nur getätigt werden, falls die Konzession für das 
KWB gegenüber der aktuellen Laufzeit bis 2034 deutlich verlängert würde. 

Offenbar sind seitens des Verwaltungsrats des KWB Vorbereitungsarbeiten initiiert worden. 2018 ist das Gesuch um 
Verlängerung der Konzession ans UVEK adressiert worden. Gemäss Gesetz haben die Behörden fünf Jahre Zeit, um 
zu antworten. Die Antwort steht noch aus, offenbar weil die Standortkantone Basel-Stadt und Basel-Landschaft sich 
gegenüber dem Bund noch nicht – wie erforderlich – dazu geäussert haben. Die Antwort des Bundes und der 
Kantone muss – gemäss Gesetz – spätestens am 15. Januar 2024 eintreffen. 

Mit Blick auf die dramatische Entwicklung, welche die Stromversorgung möglicherweise gefährdet, ist es 
unverständlich, dass derart lange Fristen noch immer Bestand haben. 

In diesem Zusammenhang bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Ist der Regierungsrat gewillt, die Stromproduktion des KWB zu erhöhen? 

2. Sind den zuständigen Bundesstellen alle notwendigen Informationen des Kantons und des Kantons Basel-
Landschaft zugestellt worden, so dass der Bund vor Ablauf der gesetzlichen Fünfjahresfrist antworten kann, 
ob die Konzession über das Jahr 2034 hinaus verlängert werden kann. 

3. Falls noch Handlungsbedarf des Kantons besteht, um die Konzessionsverlängerung zu erhalten, weshalb ist 
seit 2018 nicht schneller gehandelt worden? 

4. Besteht Bereitschaft, die Naturschutz-Organisationen frühzeitig einzubeziehen, um deren Zustimmung zu 
erhalten? 

Michael Hug 

 

 

Interpellation Nr. 122 betreffend Turnhalle Sandgrube bereits ein Sanierungsfall 22.5506.01 
 

Aus den Medien ist zu entnehmen, dass die Turnhalle Sandgrube, die erst 2016 für 12 Millionen Franken neu fertig 
gestellt wurde, bereits jetzt nach sechs Jahren zum Sanierungsfall verkommen ist. Der Boden sei uneben, die 
Kapazität zu wenig und der ansässige Unihockeyclub zieht sich aus der Halle zurück. 

In Diesem Zusammenhang ersuche ich den Regierungsrat um Antworten zu folgenden Fragen: 

1. Die Halle wurde 2016 mit einem Jahr Verzögerung fertiggestellt, gab es damals bereits Probleme mit 
baulichen Mängeln? 

2. Ab welchem Zeitpunkt hatte der Regierungsrat Kenntnisse über die Mängel und inwiefern stand man in dieser 
Zeit mit den entsprechenden Bauunternehmen in Kontakt? 

3. Kann der Regierungsrat die damalige Bauherrschaft noch zur Verantwortung ziehen oder muss mal wieder 
damit gerechnet werden, dass dies der Steuerzahler zu berappen hat? 

4. Wie lange wird die Halle für die Nutzer nicht zur Verfügung stehen? 

5. Inwiefern kann dieser Ausfall kompensiert werden, da in Basel ohnehin bereits ein Mangel an Turnhallen 
herrscht? 

6. Wie steht man während dieser Zeit mit den dort ansässigen Sportvereinen Unihockey Regio Basel und TV 
Kleinbasel in Verbindung, sodass für die Ausübung der Sportarten und die Durchführung von 
Publikumsanlässen gute Lösungen gefunden werden können? 

Roger Stalder 

 

 

Interpellation Nr. 123 betreffend schleppende Untersuchung des Vorgehens von 
Staatsanwaltschaft, Kriminalpolizei und Kantonspolizei im Zusammenhang mit der 
«Basel nazifrei»-Demonstration vom 24. November 2018 

22.5507.01 
 

Im Nachgang zur antisemitischen und rassistischen PNOS-Kundgebung vom 24. November 2018 auf dem 
Messeplatz und dem harten Vorgehen der Polizei gegen die Gegendemonstration «Basel nazifrei» wurde im 
Dezember 2021 eine Anzeige gegen Staatsanwaltschaft, Kriminalpolizei und Kantonspolizei eingereicht. Der 
Kantonspolizei wird vorgeworfen, ohne Not Gummischrot eingesetzt zu haben, der Kriminalpolizei, Beweise 
manipuliert zu haben, und der Staatsanwaltschaft, diese manipulierten Beweise wissentlich in den Verhandlungen 
eingesetzt zu haben. Ein Video würde belegen, dass die damalige Eskalation im Zusammenhang mit der 
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Gegendemonstration von der Polizei herbeigeführt wurde und die Gummischroteinsätze willkürlich und 
unverhältnismässig waren. Im Februar 2022 wurde bekannt, dass zur Untersuchung der Vorwürfe ein 
ausserkantonaler Staatsanwalt von der Staatsanwaltschaft Schaffhausen bestimmt wurde.  

Aufgrund der laufenden Verfahren gegen Staatsanwaltschaft, Kriminalpolizei und Kantonspolizei Basel-Stadt als 
auch der Klage gegen das Strafgericht Basel-Stadt sind die Prozesse rund um die Demonstration «Basel nazifrei» 
ausgesetzt. Es ist zu befürchten, dass es zu einer Verschleppung der Verfahren kommt, wenn nicht zügig an der 
Klärung der Sachverhalte gearbeitet wird. 

In diesem Zusammenhang bitte ich den Regierungsrat um Beantwortung folgender Fragen: 

1. Nachdem sowohl von der Polizei als auch von der Staatsanwaltschaft das Bild von einer gewalttätigen 
Gegendemonstration verbreitet wurde und keine Zweifel am eigenen Vorgehen erkennbar war, überrascht es 
jetzt, dass es so lange braucht, um zu überprüfen, ob das Vorgehen von Staatsanwaltschaft, Kriminalpolizei 
und Kantonspolizei rechtmässig war oder nicht. Wir erklärt sich der Regierungsrat das schleppende 
Vorgehen? Gibt es Zweifel an der Version von Staatsanwaltschaft und Polizei in Zusammenhang mit der 
Demonstration «Basel nazifrei»? 

2. Es ist anzunehmen, dass Staatsanwaltschaft, Kriminalpolizei, Kantonspolizei sowie der Regierungsrat 
ebenfalls ein Interesse an der raschen Klärung der Vorwürfe haben. Kann mit einer Beschleunigung des 
Verfahrens und einem baldigen Abschluss gerechnet werden? Wo ist der aktuelle Stand der Ermittlungen?  

3. Bis heute wurden an die 60 Gerichtsverfahren gegen Demonstrationsteilnehmende eingeleitet, welche durch 
die Ermittlungen gegen die Behörden sistiert sind. Ist es nicht im Interesse des Kantons, diese zügig 
abzuschliessen? 

4. Wie gedenkt der Regierungsrat darauf zu reagieren, sollte sich herausstellen, dass die Strafanträge gegen 
Staatsanwaltschaft, Kriminalpolizei und Kantonspolizei begründet sind? 

Tonja Zürcher 

 

 

Interpellation Nr. 124 betreffend erneute Baustelle tötet das Gewerbe an der 
Clarastrasse 

22.5509.01 
 

Die Kommunikation zum geplanten Bauvorhaben an der Clarastrasse verlief bis anhin nicht ohne Nebengeräusche. 
Die meisten Probleme und Fragen konnten dank dem Einsatz der Interessengemeinschaft Kleinbasel und der 
Projektverantwortlichen des Tiefbauamtes Infrastruktur Ausführung gelöst werden. So konnte z.B. mit der Versetzung 
der Tramhaltestelleninfrastruktur und der Einbezug der Tramhaltestellen am Claraplatz von/zur Messe eine 
Entschärfung der Auswirkungen des Bauprojektes auf das Gewerbe herbeigeführt werden. 

Viele Unternehmen wurden durch die Pandemie stark gebeutelt und haben alle Reserven aufgebraucht und/oder 
Corona-Kredite aufnehmen müssen. Ihnen blieb kein Jahr für die Erholung, schon wird ihnen eine Grossbaustelle vor 
die Nase gesetzt, welche gemäss Erfahrungen aus dem Jahr 2004 (letzter Umbau der Clarastrasse) vermutlich zu 
Umsatzeinbussen von 40 - 60% führen wird. Dies ist für alle Unternehmen schlicht nicht mehr tragbar. Die 
Erneuerungsbedürftigkeit der Tramgeleise an der Clarastrasse, sehen alle Anrainer ein. Nichtsdestotrotz bedeutet 
eine Baustelle für die Gewerbler in der Clarastrasse in dieser Form den Todesstoss, was zu Konkursen, 
Entlassungen und einem Ladensterben in der Strasse führen wird. Alteingesessene Betriebe und neu 
niedergelassene Unternehmen erweckten die Strasse erst vor Kurzem wieder zum Leben. Die grosse Mehrheit der 
erwähnten Unternehmen waren vor der Pandemie sehr gut aufgestellt und genau diese zeigen ihre Verzweiflung um 
Existenzen und die Angst, Kündigungen an ihre treuen Mitarbeitenden aussprechen zu müssen. 

Der Regierungsrat wird in diesem Zusammenhang gebeten, folgende Fragen zu beantworten: 

1. Der Gleisbau wird mit der Vollsperrung als soweit dringlich erachtet. Jedoch stellt sich die Frage, ob dies 
Arbeiten nicht auf Ende Februar (nach der Fasnacht) 2025 verlegt werden können, damit die 
Haupteinnahmezeit, das Weihnachtsgeschäft, nicht beeinträchtigt wird? 

2. Können die Arbeiten auf Juli - September 2024 vorverlegt werden, sofern es das Plangenehmigungsverfahren 
zulässt? 

3. Können der Werkleitungsbau und die anschliessende Verlegung des Alpnacher Quartzsteins um zwei bis drei 
Jahre (also nach der Gleissanierung) verschoben werden? 

4. Ist der Kanton bereit, andere flankierende Massnahmen wie Flächen für eine Aussengastronomie z.B. auf 
dem Claraplatz zur Verfügung zu stellen, welche die jeweils betroffenen Gastronomen kostenlos nutzen 
können? 

5. Ist der Kanton bereit, Unternehmen eine Fläche für den Verkauf zur Verfügung zu stellen, wenn die Zu-/Be-
/An-/Auslieferung und/oder der Zutritt zur Unternehmung nicht mehr möglich ist und/oder der Betrieb durch die 
Einschränkungen nicht mehr aufrechterhalten werden kann? 

6. Welche Unterstützungsmöglichkeiten (neben dem «Merkblatt betreffend Entschädigungsbegehren gegenüber 
dem Kanton Basel-Stadt infolge der Bautätigkeit des Gemeinwesens») können, sofern der Kanton die 
Baustelle gemäss Stand heutiger Planung durchführt, schnellstmöglich zur Verfügung gestellt werden? Die 
Unternehmen benötigen das Geld zeitnah, und nicht erst ein Jahr später, zur Tilgung ihrer laufenden Kosten. 
Z.B. Aussetzung Rückzahlung Corona-Kredit, Kurzarbeitsentschädigung, Umsatzausfallentschädigung, etc. 
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7. Der vom Baudepartement vielzitierte Flyer wurde während des Lockdowns wie Werbung in die Briefkästen 
verteilt und von den Betroffenen nicht als relevante Information erkannt. Warum wurden die Betroffenen nicht 
schon in der Planungsphase über dieses derart einschneidende Projekt informiert? 

8. Warum wurde die Mitwirkung des Stadtteilsekretariats Kleinbasel abgelehnt und die IGK als Vertreterin des 
Kleinbasler Gewerbes ebenfalls aussen vorgelassen? 

9. Wird die Kommunikation und Mitwirkung künftig verbessert? 

Balz Herter 

 

 

 

Schriftliche Anfragen 

 

 

1. Schriftliche Anfrage betreffend fehlender Therapieplätze für traumatisierte 
Gewaltopfer 

22.5480.01 
 

Der Kanton Basel-Stadt ist im Bereich der Umsetzung der Istanbul-Konvention (Übereinkommen des Europarats zur 
Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt) auf gutem Weg. So konnte die Anzahl 
Schutzplätze für von häuslicher Gewalt betroffene Frauen und ihre Kinder in der Region vergrössert werden und mit 
dem Projekt „Halt Gewalt“ wird der Fokus auf Zivilcourage im sozialen Umfeld von Betroffenen gelegt. 

Die Istanbul-Konvention verlangt aber auch, dass die Bedürfnisse und die Sicherheit der Opfer in den Vordergrund 
gestellt und dass spezialisierte Hilfseinrichtungen geschaffen werden, die medizinische Hilfe sowie psychologischen 
und rechtlichen Beistand für Opfer und ihre Kinder anbieten.  

Häusliche Gewalt, sexualisierte Gewalt und Menschenhandel hinterlassen tiefe Spuren bei den Opfern. Häufig 
benötigen sie nach der ersten Krisenintervention und Hilfestellung eine länger dauernde ambulante Therapie. Hier 
sieht die Situation im Kanton Basel-Stadt leider nicht gut aus, denn es gibt sehr lange Wartefristen für ambulante 
Therapien. 

Wenn traumatisierte Gewaltopfer zu lange auf eine ambulante Therapie warten müssen, kann dies verheerende 
Folgen auf ihre psychische und physische Gesundheit haben und zu höheren Folgekosten führen. 

Gemäss Einschätzung der spezialisierten NGOs fehlen im Kanton Basel-Stadt ambulante Therapielätze und es 
scheint auch zu wenig spezialisierte Fachleute für die therapeutische Begleitung von traumatisierten Gewaltopfern zu 
geben.  

Vor diesem Hintergrund erlaube ich mir, den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fragen zu bitten:  

- Sind dem Regierungsrat bekannt, wie viele auf Gewaltopfer spezialisierte Therapeut*innen in Basel-Stadt 
(oder in der Region Basel?) tätig sind?  

- Ist dem Regierungsrat die prekäre Situation in Bezug auf ambulante Therapieplätze für traumatisierte 
Gewaltopfer bekannt?  

- Welche Möglichkeiten sieht der Regierungsrat, um diese Situation zu verbessern?  

- Könnte zum Beispiel eine koordinierende Stelle im Gesundheitsdepartement Massnahmen zur Verbesserung 
der Situation in der ambulanten Versorgung von Gewaltopfern ausarbeiten?  

- Welche Massnahmen im Bereich der Aus- und Weiterbildung von Therapeut*innen kann der Regierungsrat in 
die Wege leiten, um den Mangel an ausgebildeten Fachkräften zu entschärfen?  

Heidi Mück  

 

 

2. Schriftliche Anfrage betreffend Einrichten von Veloabstellplätze in den 
Quartieren 

22.5492.01 
 

Die Veloabstellsituation in den Quartieren ist zum Teil sehr unbefriedigend. Die Veloparkplätze sind überfüllt und die 
Velos müssen entsprechend aufs Trottoire gestellt werden, stehen dort einerseits im Weg und können anderseits 
nicht angeschlossen werden. Anwohner*innen welche mit den Veloabstellplätzen in ihrem Quartier unzufrieden sind, 
können bei der Verwaltung auf die Situation aufmerksam machen. Die Verwaltung prüft anschliessend die Situation 
vor Ort und teilt den gesuchstellenden Anwohner*innen mit, ob weitere Veloabstellplätze eingerichtet werden oder 
nicht (wobei der Fragestellenden kein Fall bekannt ist, in welchem neue Abstellplätze eingerichtet wurden). Für 
Aussenstehende ist dabei nicht nachvollziehbar, auf Basis welcher Kriterien der Entscheid für oder gegen 
Veloabstellplätze getroffen wird. Ich bitte darum die Regierung folgende Fragen zu beantworten:  

- Gibt es einen Prozess betreffend der Überprüfung von Anfragen/Gesuchen?  

- Nach welchen Kriterien wird in einem Quartier ein neuer Veloabstellplatz eingerichtet?  

- Falls es schriftlich definierte Kriterien gibt, wie alt sind diese Kriterien?  



 

Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt 
 
Anhang zum Protokoll 35. – 38. Sitzung, Amtsjahr 2022 / 2023 9. / 16. November 2022   -   Seite 57 

 
  

- Wie viele Anfrage von Anwohner*innen gibt es pro Jahr?  

Anina Ineichen 

 

 

3. Schriftliche Anfrage betreffend "Vergütungen und Entschädigungen für 
Mitglieder von Aufsichtsgremien, welche vom Regierungsrat bestimmt werden» 

22.5498.01 
 

Vor einigen Wochen wurde publik, dass die Präsidentin des Fachhochschulrats der Fachhochschule 
Nordwestschweiz FHNW für dieses Nebenamt jährlich 101'000 Franken erhält. Gemäss Recherchen von AZ Medien 
beinhaltet die Gesamtvergütung einerseits eine Honorarpauschale von 80'000 Franken und andererseits 
Sozialleistungen von 21'000 Franken. Im Vergleich zu anderen Fachhochschulen ist die Vergütung somit 
überdurchschnittlich. So erhält bspw. der Präsident der Luzerner FH ein Brutto-Honorar von lediglich 30'000 Franken, 
derjenige der Berner FH von gut 25'000 Franken. 

Dieses Honorar der Präsidentin des Hochschulrates FHNW ist gemäss Medienberichten gar höher als dasjenige des 
Präsidenten des Universitätsrates der Universität Basel. Es wirkt für ein Nebenamt, bei allem Verständnis für den 
Aufwand, im Zeitalter von «Abzocker»-Diskussionen in der Privatwirtschaft unangemessen. 

Da diverse, weitere vom Regierungsrat gewählte Vertreterinnen und Vertreter in Aufsichtsgremien, den Steuerzahler 
finanziell belasten, ist es angezeigt, dass gesamtheitlich – und nicht nur in einzelnen Jahresberichten oder nach 
entsprechender Medienberichterstattung – transparent Auskunft erteilt wird. 

Der Anfragesteller bittet den Regierungsrat daher um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Hält er das Honorar der Präsidentin des Fachhochschulrates der FHNW von 101'000 Franken, im Wissen, 
dass es sich um ein Nebenamt handelt, für angemessen? 

2. Weshalb ist der Betrag von ursprünglich 50'000 Franken (im Jahr 2006) mehr als verdoppelt worden?  

3. Hat im gleichen Umfang auch der Arbeitsaufwand zwischen 2006 und heute zugenommen? 

4. Wie erklärt sich der Regierungsrat, dass die FHNW das Präsidium des Hochschulrates, im Vergleich zu 
anderen Präsidien von Schweizer Fachhochschulen, so hoch entlöhnt? 

5. Ist vorgesehen, dieses Honorar im Rahmen der nächsten Wahlperiode zu hinterfragen und ggf. nach unten 
anzupassen? 

6. Ich bitte den Regierungsrat zudem um eine vollständige Auflistung aller Entschädigungen, Vergütungen, 
Sozialleistungen und Spesen (ebenfalls jeweils einzeln) für jedes einzelne Mitglied eines Aufsichtsgremiums, 
welches vom Regierungsrat vollständig oder teilweise bestimmt wurde. Die Auflistung hat einzeln für die Jahre 
2019, 2020 und 2021 zu erfolgen. 

Joël Thüring 

 

 

4. Schriftliche Anfrage betreffend Wetter-Versicherung beim Kanton Basel-Stadt 22.5496.01 
 

Zwei grosse deutsche Flüsse bestimmten im Sommer 2022 die Schlagzeilen: der Rhein führt wegen anhaltender 
Dürre so wenig Wasser wie nie zuvor, die Binnenschiff-Fahrt kam teilweise zum Erliegen, auch Flusskreuzfahrten 
müssen immer wieder unterbrochen oder ganz abgesagt werden. Der Klimawandel lässt grüssen ... Und in der Oder 
stinkt es zum Himmel. Zigtausende tote Fische treiben im deutsch-polnischen Grenzgebiet im trüben und 
offensichtlich verseuchten Wasser. 

Beide Katastrophen sind handgemacht. Der Klimawandel wird schon lange thematisiert und gerät zunehmend auch 
ins Bewusstsein der Leute. 

1. Von wann bis wann war in Basel in 2022 wegen Niedrigwasser der Rhein für Hotel-Schiffe nicht erreichbar? 

2. Von wann bis wann war in Basel in 2022 wegen Niedrigwasser der Rhein für Frachtschiffe nicht befahrbar? 

3. Ist es richtig, dass es daher weniger Einnahmen in Basel gab, da weniger Liegegebühren für Schiffe 
angefallen sind? Wie hoch waren die Ausfälle? 

4. Gibt es in Basel beim Kanton eine sogenannte Wetter-Versicherung, die dann die Einnahme Verluste zu 
einem Teil abdeckt? 

Eric Weber 

 

 

5. Schriftliche Anfrage betreffend Regen-Wasser in Basel, ist das trinkbar oder 
nicht? 

22.5497.01 
 

Regenwasser ist ein ideales destilliertes Wasser – aber heutzutage ist unsere Luft verschmutzt, dass sie das 
natürliche Wasser in den Wolken vergiftet und verunreinigt. 

Heute leben wir im Zeitalter der Umweltverschmutzung. Sogar Regen vom Himmel ist verschmutzt. Aber viele Basler 
sammeln in ihrem Garten das Regenwasser und trinken es. 
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1. Ist Regenwasser in Basel trinkbar? Wenn die Antwort Ja ist, was ist mit diesen Bedenken, siehe Frage 2. 

2. Strontium 90 von unseren Atombomben macht Regenwasser zu einem tödlichen Gift. Unsere 
Industrieanlagen schicken Gifte in die Luft – Schwefeldioxyd, Blei, Kohlenmonoxyd und hunderte anderer 
Schmutzstoffe. Was alles an Stoffen wird im Basler Regenwasser nachgewiesen? 

3. Wenn das Basler Regenwasser nicht untersucht wird, kann das bitte in Zukunft gemacht werden? 

4. Es ist doch richtig, dass man das Hahnen-Wasser in Basel weiterhin trinken kann? 

Eric Weber 

 

 

6. Schriftliche Anfrage betreffend Sichtbarkeit von preisgünstigen und gratis 
Kulturangeboten in der Region Basel 

22.5501.01 
 

Das Kulturleitbild Basel-Stadt (2020 – 2025) hält fest: 

„Das Basler Kulturleben soll der gesamten Bevölkerung eine aktive Teilhabe ermöglichen. Die 
unterschiedlichen Bedürfnisse von Menschen je nach Alter, Einkommen und Lebensweisen sollen 
berücksichtigt und die Vermittlung gestärkt werden.“ (S.7) „Der Kanton Basel-Stadt berücksichtigt die 
kulturelle Vielfalt der Bevölkerung und setzt sich für die Zugänglichkeit des Kulturangebots und die aktive 
Teilhabe der gesamten Bevölkerung am Kulturleben ein. Er unterstützt Initiativen, die den Zugang zu Kunst 
und Kultur erleichtern.“ (S. 21) 

Folgende Massnahme wird unter anderem spartenübergreifend definiert: 

„Verpflichtung von Institutionen, die Betriebs- oder Programmbeiträge erhalten, zu ermässigten Angeboten für 
Geringverdiener sowie für Künstlerinnen und Künstler der jeweiligen Sparte (AHV/IV, KulturLegi, 
Studierendenausweisen, Ausweisen der Berufsverbände etc.).“ (S. 26) 

Im Kanton Basel-Stadt gibt es einige preisgünstige und gratis Kulturangebote. Die Kultur- Community Basel 
beispielsweise macht Gratisangebote in Basel, spezifisch „für geflüchtete Menschen und Asylsuchende“ sichtbar. Zu 
den Zielgruppen von gratis und preisgünstigen Angeboten zählen aber auch Studierende, Pensionierte sowie 
Personen und Haushalte mit schmalem Budget. 

Es gibt aktuell keine Webseite, die alle diese Angebote niedrigschwellig, übersichtlich und in leichter Sprache 
auflistet, abbildet und somit zugänglicher macht. Wir wünschen uns, dass diese Angebote auf einer kantonalen 
Webseite, mehrsprachig, aufgeführt werden. 

Wir bitten den Regierungsrat um Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Wie werden aktuell die gratis und vergünstigten Angebote des Kantons von den jeweiligen Zielgruppen 
genutzt? 

2. Stimmt der Regierungsrat zu, dass eine übersichtliche und attraktive Darstellung vom Angebot in Form einer 
Webseite und/oder interaktiven Stadtführers (Beispiel: www.zürichunbezahlbar.ch): 

- zu mehr Sichtbarkeit und zu mehr Nutzung führt 

- den Zugang zu preisgünstigen und gratis Kulturangeboten in der Region Basel erleichtert 

- die Partizipation an Kultur- und Freizeitangeboten vergrössern kann? 

3. Erachtet es der Regierungsrat für möglich, eine Webseite für stark vergünstigte und gratis Angebote in den 
Bereichen Kultur, Sport, Freizeit, Ehrenamt, Quartierleben, Sprache etc. der breiten Bevölkerung zugänglich 
zu machen? 

4. Wo sieht der Regierungsrat noch Möglichkeiten, um für mehr Sichtbarkeit von gratis und preisgünstigen 
Kultur- und Freizeitangeboten in der Region zu sorgen? 

Die Migrant*innensession beider Basel 2022 wünscht sich, dass dieser Vorschlag als Schriftliche Anfrage eingereicht 
wird und stellt sich sehr gerne für weitere Gespräche zur Verfügung. 

Verfasst von Amina Čekić, Iwona Prusicka, Laila Knotek, Maria-Elisa Schrade, Ozan Güngör. 

Philip Karger 

 

 

7. Schriftliche Anfrage betreffend Stand der Umsetzung der Solaroffensive 22.5502.01 
 

Gemäss Legislaturplan 2021 – 2025 soll eine Solaroffensive gestartet werden. Mehrere Vorstösse aus dem Grossen 
Rat verlangen Ergänzungen der Gesetzgebung, um rasch auf allen Gebäuden im Finanz- und Verwaltungsvermögen 
Photovoltaikanlagen oder Flachdachbegrünungen zu installieren, und nach Möglichkeit auch die Fassaden zur 
Stromproduktion zu nutzen.  

Die Umsetzung der Forderungen ist noch nicht abgeschlossen, einige Anlagen sind installiert worden. Der 
Regierungsrat hat ein Gesamtpaket in Aussicht gestellt. Mit Blick auf die drohenden Engpässe in der 
Stromversorgung der Bevölkerung und der Wirtschaft sowie wichtiger Institutionen wie Spitäler und Arztpraxen etc. 
ist rasches Handeln nötig.  

In diesem Zusammenhang bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden Fragen:  
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1. Sieht auch der Regierungsrat eine zeitliche Dringlichkeit, die Anzahl der Photovoltaik-Anlagen auf Gebäuden 
im Finanz- und Verwaltungsvermögen deutlich zu erhöhen?  

2. Wann wird das in Aussicht gestellte «Gesamtpaket» zur Umsetzung der diversen Vorstösse dem Grossen Rat 
vorgelegt?  

3. Besteht Bereitschaft, dem Grossen Rat periodisch über die Fortschritte bei der Erstellung von Anlagen zur 
Stromproduktion aus Sonnenenergie zu berichten?  

4. Wie hoch schätzt der Regierungsrat den Finanzaufwand zur Erstellung aller Anlagen, welche in den 
überwiesenen Vorstössen verlangt werden?  

5. Wie schätzt der Regierungsrat die Zeitdauer bis zur vollständigen Umsetzung des Teils der Solaroffensive ein, 
welche Gebäude im Verwaltungs- und im Finanzvermögen betrifft?  

Corinne Eymann-Baier 

 

 

8. Schriftliche Anfrage betreffend Stellenwert der «Kulturlegi» für Ziele der 
Kulturstrategie 20/25 

22.5508.01 
 

Wer Stipendien, Prämienverbilligungen oder Sozialhilfe bezieht, kann die «Kulturlegi» beantragen. Mit dieser Karte 
gibt es vergünstigten Eintritt auf kostenpflichtige Kultur-Veranstaltungen. Laut Medienberichten wird das Angebot 
Basel unterdurchschnittlich genutzt: 

- Beide Basel: 2’104 Nutzer:innen 

- Kanton Zürich: 23’000 Nutzer:innen 

- Kanton Waadt: 60’000 Nutzer:innen 

Im Verhältnis zur Einwohnerzahl besitzen gemäss Medienberichten 0.43% der Bevölkerung beider Basel aktuell eine 
«KulturLegi». Im Kanton Waadt sind es über 7%.1  

Das, obwohl Basel-Stadt in der kulturpolitischen Strategie 2020 bis 2025 Wert auf kulturelle Teilhabe legt: Es sei 
«zentral», «dass die ganze Bevölkerung aktiv am Basler Kulturleben teilhaben kann».2 

Es stellt sich darum die Frage nach dem Stellenwert der «Kulturlegi» als Massnahme für das Erreichen der 
Zielsetzung der kulturellen Strategie. Darum bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fragen: 

1. Wie beurteilt der Regierungsrat die Möglichkeit zur Teilhabe am kulturellen Leben des Kantons für 
Geringverdienende generell? Nehmen Geringverdienende am kulturellen Leben des Kantons teil? Wie misst 
er das? 

2. Mit welchen Massnahmen fördert der Regierungsrat die Teilhabe am kulturellen Leben spezifisch für 
Geringverdienende? Welchen Stellenwert hat die «Kulturlegi» in diesem Zusammenhang? 

3. Wie beurteilt der Regierungsrat die geringe Nachfrage nach der «Kulturlegi»? Inwiefern steht diese im 
Zusammenhang mit dem generell niederschwelligen Zugang zu Kultur-Veranstaltungen in Basel-Stadt? 
Verliert die «Kulturlegi» aufgrund des vielfältigen, frei zugänglichen Kultur-Angebots in Basel-Stadt an 
Stellenwert? Tragen tiefe Ticketpreise zu dieser Entwicklung bei? 

4. In welchem Verhältnis stehen die Ticketpreise von Kultur-Veranstaltungen in Basel mit vergleichbaren 
Metropolen, wie Zürich, Bern oder Genf? Ist der Regierungsrat der Ansicht, dass die Ticketpreise für Kultur-
Veranstaltungen in Basel-Stadt zu tief sind? 

5. Was tut der Regierungsrat, um die «Kulturlegi» bekannt zu machen und ist er der Ansicht, dass diese 
Massnahmen ausreichend wirksam sind? Kann mit einer Erhöhung der kantonalen Beiträge an die 
«Kulturlegi» die Situation verbessert werden? Falls ja, mit welchen Massnahmen? 

1 https://bajour.ch/a/cla2o73bg7708555f4heb7h375/die-menschen-in-basel-nutzten-die-kulturlegi-kaum 
2 https://www.regierungsrat.bs.ch/nm/2020-regierungsrat-verabschiedet-seine-kulturpolitische-strategie-bis-2025-rr.html 

Johannes Sieber  

 

 

9. Schriftliche Anfrage zur Umsetzung der Massnahmen zur Förderung des 
inländischen Arbeitskräftepotentials in Basel-Stadt 

22.5518.01 
 

Der Bund hat im Mai 2019 ein Paket mit sieben Massnahmen zur Förderung des inländischen Arbeitskräftepotenzials 
in Kraft gesetzt. Im Kontext der Personenfreizügigkeit mit der EU sollen diese Massnahmen dafür sorgen, dass 
Unternehmen möglichst viele Arbeitskräfte in der Schweiz rekrutieren können. Die sieben Massnahmen zielen darauf 
ab, die Konkurrenzfähigkeit von älteren Arbeitskräften zu erhöhen, schwer vermittelbaren Stellensuchenden den 
Schritt in den Arbeitsmarkt zu ermöglichen und in der Schweiz lebende Ausländerinnen und Ausländer besser in die 
Arbeitswelt zu integrieren. Ausgesteuerte Personen über 60 Jahre, die trotz grosser Bemühungen keine Stelle mehr 
finden, sollen zudem eine existenzsichernde Überbrückungsleistung bis zur ordentlichen Pensionierung erhalten. 

Der Unterzeichnende bittet die Regierung über die Umsetzung dieser Massnahmen in Basel-Stadt zu berichten. 
Dabei kann er auch auf entsprechende Berichte verweisen.  
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1. Pilotprogramm Integrationsvorlehre (INVOL): Wie viele Personen mit welchem Aufenthaltsstatus konnten eine 
solche Lehre abschliessen? 

2. Lohnzuschüsse für Flüchtlinge: Wie viele Arbeitgebende erhielten insgesamt wie viele Beiträge an den Lohn 
von Flüchtlingen und vorläufig Aufgenommenen, die zu den üblichen Arbeitsbedingungen angestellt wurden? 
Gibt es Informationen zur weiteren beruflichen Laufbahn der betroffenen Personen? 

3. Kostenlose Standortbestimmung, Potenzialabklärung und Laufbahnberatung für Erwachsene ab 40 Jahre:  
Wer führt in unserem Kanton diese Standortbestimmungen durch? Wie viele Personen haben eine solche 
Beratung in Anspruch genommen? Wie werden diese beworben und sind weitere Werbemassnahmen 
geplant? 

4. Berufsabschluss bei Erwachsenen fördern und Bildungsleistungen anrechnen: Welche Erfahrungen ergeben 
sich in Basel-Stadt aus dem fünfjährigen Projekt (2020-2024) bisher?   

5. Wiedereingliederung von schwer vermittelbaren und älteren Arbeitslosen. Im Rahmen eines 
Impulsprogramms unterstützt der Bund den Fonds der Arbeitslosenversicherung ALV ab Frühjahr 2020 bis 
Ende 2022 mit jährlich 62,5 Millionen Franken, um Projekte der kantonalen Vollzugsstellen zu realisieren. 
Welche Projekte wurden in unserem Kanton mit welchen Ergebnissen umgesetzt? 

6. Pilotversuch für Personen über 50 Jahre, denen die Aussteuerung droht oder die bereits ausgesteuert sind, 
mit Jobcoaching. Welche Projekte wurden in unserem Kanton mit welchen Ergebnissen umgesetzt? 

7. Überbrückungsleistung für ausgesteuerte Arbeitslose über 60 Jahre: Wie viele Betroffene konnten seit 
Einführung eine solche Leistung in Anspruch nehmen? 

Pascal Pfister 

 

 

10. Schriftliche Anfrage betreffend Rassismus auf Platz 3 des Sorgenbarometers der 
Jugendlichen in Basel-Stadt 

22.5532.01 
 

Das Statistische Amt Basel-Stadt verweist im Dossier Basel "Gesellschaft & Soziales. Kommentierte Zahlen und 
Analysen“ vom November 2022 auf die wichtigsten Ergebnisse der Jugendbefragung 2021. Gemäss dieser 
Jugendbefragung stellt die drittgrösste Sorge der Jugendlichen nach Schule/Ausbildung und Klima/Umwelt das 
Thema Rassismus dar. Mit 48 Prozent bezeichnet praktisch die Hälfte der Basler Jugendlichen Rassismus als ein 
Thema, das ihnen starke Sorgen bereitet. Das Thema Rassismus liegt dabei deutlich vor weiteren Themen wie etwa 
Berufseinstieg, Gesundheit oder sexuelle Belästigung. Dieses Ergebnis muss den Institutionen und der Politik in 
Basel-Stadt zu denken geben.  

Im Analysebericht (https://www.statistik.bs.ch/dam/jcr:ed850c57-8910-4664-97b1-648434d1e881/Bericht-
Jugendbefragung.pdf) zur Jugendbefragung wird keine Interpretation der Ergebnisse vorgenommen. Die starke 
Sorge, die das Thema Rassismus den Basler Jugendlichen bereitet, bedarf allerdings einer vertieften 
Auseinandersetzung und einer Stellungnahme seitens der Regierung. Deshalb bitte ich die Regierung um Antworten 
auf folgende Fragen:  

1. Rassismus ist auf Platz 3 des Sorgenbarometers der Jugendlichen in Basel-Stadt. Wie deutet die Regierung 
dieses Ergebnis? Welche zusätzlichen Informationen liegen der Regierung vor, um diese Sorge der 
Jugendlichen zu verstehen und einzuordnen?  

2. Dass praktisch die Hälfte der Basler Jugendlichen Rassismus als eine starke Sorge bezeichnen, ist sehr 
bedenklich. Was gedenkt die Regierung zu tun, um dieser Sorge der Jugendlichen zu begegnen?  

3. Plant die Regierung, diesem hohen Ergebnis vertieft nachzugehen, um besser verstehen zu können, worin die 
Sorgen der Jugendlichen in Bezug auf das Thema Rassismus bestehen?  

a. Wenn ja, welche konkreten Schritte sind dafür geplant?  

b. Wenn nein, was könnte die Regierung tun, um das Wissen zu dieser Sorge der Jugendlichen zu vertiefen 
und ist die Regierung bereit, dem nachzugehen und entsprechende Mittel zur Verfügung zu stellen?  

4. Das Thema Rassismus betrifft alle Bereiche der Gesellschaft und damit auch alle Departemente der Basler 
Regierung. Rassismus wirkt sich, wie andere Formen der Diskriminierung auch, negativ auf die Gesundheit 
und das Wohlbefinden aus und führt zur Reproduktion von gesellschaftlichen Ungleichheitsverhältnissen. Was 
ist aus der Sicht der Regierung für die nachhaltige Förderung einer rassismuskritischen Basler Gesellschaft 
notwendig und welchen Beitrag kann die Regierung dazu leisten?  
a. Welchen konkreten Handlungsbedarf und welche Ansatzpunkte sieht die Regierung dabei in ihren 

verschiedenen Departementen?  

b. Wer ist in den einzelnen Departementen für die Bearbeitung des Themas verantwortlich?  

c. Welche konkreten Massnahmen und Projekte sind in den einzelnen Departementen vorgesehen, um das 
Thema Rassismus anzugehen?  

d. Wie arbeiten die Departemente dabei zusammen?  

e. Welche personellen und finanziellen Ressourcen sind in den einzelnen Departementen vorhanden, um 
das Thema in den verschiedenen Gesellschaftsbereichen zu bearbeiten? Sind die Mittel ausreichend, um 
das Thema in seiner Tiefe zu adressieren?  

https://www.statistik.bs.ch/dam/jcr:ed850c57-8910-4664-97b1-648434d1e881/Bericht-Jugendbefragung.pdf
https://www.statistik.bs.ch/dam/jcr:ed850c57-8910-4664-97b1-648434d1e881/Bericht-Jugendbefragung.pdf
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f. Welche Formen der Beratung durch externe Expert:innen finden statt?  

5. Wer auf der Webseite des Kantons unter den Themen A-Z das Thema Rassismus sucht, findet das Stichwort 
dort nicht. Lediglich die Stichworte Integration und Diskriminierung sind zu finden und verweisen auf die 
Fachstelle Diversität und Integration, die auch für das Thema Rassismus/Diskriminierung zuständig ist. Ist im 
Rahmen der geplanten Umstrukturierung der Fachstellen im Präsidialdepartement vorgesehen, dem Thema 
Rassismus einen prominenteren Auftritt auf der Webseite des Kantons zu geben? Und ist vorgesehen, dem 
Thema eine eigenständige Sichtbarkeit zu geben oder wird das Thema Rassismus weiter unter dem Stichwort 
Integration subsumiert?  

Fleur Weibel 

 

 

11. Schriftliche Anfrage betreffend die Umgestaltung (Revitalisierung) der Wiese 22.5533.01 
 

Die Wiese muss aufgrund unterschiedlicher Faktoren umgestaltet und naturfreundlicher gestaltet werden. Das Bau- 
und Verkehrsdepartement hat dazu in der Medienmitteilung vom 09.05.2022 Stellung genommen und erste Pläne 
und das Projekt «WieseVital» präsentiert. 

Wie das Bau- und Verkehrsdepartement schreibt, soll der Fluss lebendiger und naturnaher werden. Zwischen der 
deutschen Grenze und dem Tierpark Lange Erlen soll sich die Wiese innerhalb ihrer Dämme frei bewegen können. 
Dadurch sollen wertvolle Lebensräume für Tiere und Pflanzen entstehen. Ausserdem soll der Schutz vor Hochwasser 
verbessert und die Trinkwasserversorgung gesichert werden. 

Die Umgestaltung der Wiese ist begrüssenswert. Jedoch ist es wichtig, dass die Wiese so umgestaltet wird, dass die 
Basler Bevölkerung die Wiese weiterhin als Erholungsraum nutzen kann. Die Ufer der Wiese werden von diversen 
Bevölkerungsschichten genutzt, als Grillplatz oder als Spazierweg. Die Wiese soll deshalb nicht nur ein grüner 
Vernetzungskorridor von Kleinhüningen bis Riehen sein, sondern auch der Bevölkerung der umliegenden Quartiere 
eine hohe Lebensqualität bieten. 

Der Klimawandel wird in naher Zukunft dazu führen, dass Naherholungsräume wie die Wiese als vielseitige 
Begegnungszonen je länger je wichtiger werden. Im Sommer sind Plätze am Wasser, wie etwa das Rheinbord oder 
das Birsköpfli, schon heute überlastet. 

Umso wichtiger ist es deshalb, dass die Wiese weiterhin als eine vielseitige Alternative zur Verfügung steht. 

Ich bitte den Regierungsrat daher um die Beantwortung folgender Fragen zum aktuellen Planungsstand: 

1. Wie ist die Aufteilung zwischen Naturschutz und Freizeitnutzung im revitalisierten Wieseabschnitt angedacht? 

2. Ist geplant, Bereiche für die Besucherinnen und Besucher des Wiesenbords zu sperren, oder die 
Zugänglichkeit mit baulichen Massnahmen (welchen?) einzuschränken? 

3. Ist sichergestellt, dass auch nach der Revitalisierung genügend Sitzmöglichkeiten und Plätze, zum Beispiel für 
Liegestühle zur Verfügung stehen? 

4. Ist sichergestellt, dass auch nach der Revitalisierung Verweilplätze in derselben Grössenordnung wie heute 
zur Verfügung stehen? 

a. Wenn nein, ob dies in die Planung miteinfliessen könnte? 

5. Sind entlang der Wiese oder auf dem Damm Grillstationen eingeplant? 

a. Wenn nein, ob andere Alternativen möglich wären? 

6. Ist eine Besuchendenlenkung im revitalisierten Abschnitt vorgesehen und auf welche Art und Weise? 

7. Sind im bereits revitalisierten Abschnitt zwischen Lange Erlen und Wiesemündung in den Rhein weitere 
Aufwertungen für die Freizeitnutzung geplant (Einrichtung von Rast- oder Verweilplätzen, Grillstationen, 
Sitzbänke etc.)? 

8. Wurden WC-Anlagen miteingeplant? 

a. Wenn nein, ob dies in die Planung miteinfliessen könnte? 

Mahir Kabakci 
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